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Abréviations

UNO Organisation der Vereinten Nationen
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
WTO Welthandelsorganisation
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
AUNS Aktion für eine unabhängige und neutrale Schweiz
NGO Nichtregierungsorganisation
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EU Europäische Union
IV Invalidenversicherung
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
BAV Bundesamt für Verkehr
BIP Bruttoinlandsprodukt
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
LSVA Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe
MWST Mehrwertsteuer
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WEF World Economic Forum
BVG Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und

Invalidenvorsorge
GAV Gesamtarbeitsvertrag
GSoA Gruppe für eine Schweiz ohne Armee
EG Europäische Gemeinschaft
BNE Bruttonationaleinkommen
GVO gentechnisch veränderter Organismus
SBG Schweizerische Bankgesellschaft
ISIS Informatisiertes Staatsschutz-Informations-System

ONU Organisation des Nations unies
AVS Assurance-vieillesse et survivants
OMC Organisation mondiale du commerce
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
ASIN Action pour une Suisse Indépendante et Neutre
ONG Organisation non gouvernementale
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
UE Union européenne
AI Assurance-invalidité
DFI Département fédéral de l'intérieur
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
OFT Office fédéral des transports
PIB Produit intérieur brut
SSR Société suisse de radiodiffusion
RPLP Redevance sur le trafic des poids lourds liée aux prestations
TVA Taxe sur la valeur ajoutée
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
WEF World Economic Forum
LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et

invalidité
CCT Convention collective de travail
GSsA Groupe pour une Suisse sans Armée
CE Communauté européenne
RNB Revenu national brut
OGM Organisme génétiquement modifié
UBS Union de banques suisses
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ISIS Système d’information sécurité intérieure
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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Problèmes politiques fondamentaux

Was prägte 2010 die Schweizer Politik? Welches waren die bedeutenden Geschäfte im
Parlament? Und was hat die politisch interessierte Öffentlichkeit bewegt? Nachfolgend
werden die wichtigsten Ereignisse im Jahr 2010 zusammengefasst und anschliessend
nach Thema geordnet aufgelistet. Mit den Links gelangen Sie direkt zu diesen im
Berichtsjahr zentralen Geschäften und Ereignissen. Vous trouverez ici la version
française de cet article.

Im fünften Jahr in Folge kam es 2010 zu einer Umbildung der Regierung. Nach dem
Rücktritt von Bundesrat Deiss (cvp) 2006, der Nichtwiederwahl von Bundesrat Blocher
(svp) 2007 sowie den Rücktritten von Samuel Schmid (svp) 2008 und Pascal Couchepin
(fdp) 2009, demissionierten 2010 erneut zwei Bundesräte. Moritz Leuenberger (sp) und
Hans-Rudolf Merz (fdp) wurden durch Simonetta Sommaruga (sp) und Johann
Schneider-Ammann (fdp) ersetzt. Beide Sitze wurden von der SVP angegriffen. Der Sitz
der FDP wurde zudem von den Grünen streitig gemacht. Weder Jean-François Rime
(svp) noch Brigit Wyss (gp) erhielten aber die nötigen Stimmen. Ob die
Regierungszusammensetzung von 2010 nun ein wenig stabiler bleibt als die
vorangehenden, ist höchst fragwürdig. Erstens wird ein Rücktritt von Micheline Calmy-
Rey (sp) auf Ende der Legislatur erwartet und zweitens wird die Verteilung der Sitze
unter den Parteien von der SVP nach wie vor heftig kritisiert. Sie moniert, dass sie als
fraktionsstärkste Partei ein Anrecht auf mehr als einen Sitz habe. Die National- und
Ständeratswahlen von 2011 versprechen auch unter dem Gesichtspunkt der
Regierungszusammensetzung spannend zu werden.

Mit den Neubesetzungen in der Exekutive kam es knapp 40 Jahre nach Einführung des
Frauenstimmrechts erstmals in der Geschichte der Schweiz zu einer Frauenmehrheit in
der Regierung. Vier der sieben Magistratinnen sind Frauen. Zudem wurden im
Berichtsjahr die drei höchsten politischen Ämter von Frauen besetzt. Als
Bundespräsidentin amtierte Doris Leuthard (cvp), als Nationalratspräsidentin Pascale
Bruderer Wyss (sp) und als Ständeratspräsidentin Erika Forster-Vannini (fdp). Allerdings
sind die Frauen in den nationalen und kantonalen Parlamenten nach wie vor deutlich in
der Minderheit. Nach den kantonalen Parlamentswahlen, die in acht Kantonen
stattfanden, waren die Frauenanteile sogar rückläufig.

Das Berichtsjahr stand im Zeichen der Aufarbeitung der verschiedenen Krisen der
Vorjahre. Der Bundesrat musste für sein Krisenmanagement viel Kritik einstecken. Ihm
wurden Führungsdefizite, mangelndes gegenseitiges Vertrauen im Kollegium und eine
schlecht koordinierte Informationspolitik vorgeworfen. Die UBS-Krise, die Libyen-Krise,
die zuerst unkoordinierten Rücktrittswünsche der Bundesräte Leuenberger und Merz
sowie die grosse Rochade bei der Departementsverteilung wurden als Zeichen eines
Konkordanz- und Kollegialitätsverlusts gedeutet. Die Lancierung einer Initiative für die
Volkswahl des Bundesrates und zahlreiche Vorstösse für eine Regierungsreform waren
die Folgen.

Auch in der Aussenpolitik galt es im Berichtsjahr, Krisen aufzuarbeiten. Infolge der
Aufweichung des Bankgeheimnisses im Rahmen der Übernahme der OECD-Standards
bei der Amtshilfe in Steuersachen wurden mit zahlreichen Staaten
Doppelbesteuerungsabkommen abgeschlossen. Das Amtshilfeabkommen mit den USA
musste in einen Staatsvertrag umgewandelt werden, in dem sich die Schweiz zur
Herausgabe von UBS-Kundendaten verpflichtete. Das Parlament tat sich mit der
nachträglichen Annahme dieses Vertrages sehr schwer. Insbesondere SVP und SP
wollten ihre Zusage an Bedingungen knüpfen. Die SP hatte aber weder mit ihrer
Forderung nach strengeren Regeln für den Bankensektor noch nach Beschränkungen
der Manager-Boni Erfolg. Nach langem Hin und Her und einer Kehrtwende der SVP
wurde der Vertrag schliesslich gutgeheissen, ohne dass er dem Referendum unterstellt
wurde.

Die EU fuhr fort, das schweizerische Steuersystem zu attackieren und verlangte einen
automatischen Informationsaustausch in Steuerfragen. Sie machte auch deutlich, dass
der bilaterale Weg an Grenzen stosse und drohte, dass sie nicht mehr bereit sei, über
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zahlreiche unterschiedliche Dossiers zu verhandeln. Der Bundesrat machte in seinem
Bericht zur Europapolitik allerdings deutlich, dass er am bilateralen Weg festhalten will.

Der Bundesrat legte 2010 den Armeebericht vor, der eine Verkleinerung des Bestandes
auf 80'000 Mann und jährliche Gesamtausgaben von CHF 4.4 Mia. vorsieht. Der Kauf
einer neuen Kampfjetflotte wurde hingegen aufgrund fehlender Mittel auf 2015
verschoben, woraufhin die GSoA ihre Initiative für ein Moratorium für die Anschaffung
von Kampfflugzeugen zurückzog.

Im Berichtsjahr war in der Schweiz ein konjunktureller Aufschwung zu verzeichnen.
Das nominelle BIP nahm um 2 Prozent zu. Die Wirtschaftsleistung pendelte sich auf den
Vorkrisenwerten ein. Der Aufschwung schlug sich auch in der Staatsrechnung nieder,
die – entgegen aller Erwartungen – mit einem Überschuss von CHF 3.6 Mia abschloss.
Die Staatsquote sank leicht um 0.1 Prozent. Die Arbeitslosigkeit sank von 4.5 Prozent auf
3.8 Prozent, lag aber im Vergleich zum Vorjahr im Schnitt um 0.2 Prozentpunkte höher.
Die Nationalbank trug mit ihrer expansiven Geldmengenpolitik zum Aufschwung bei. Die
europäische Staatsschuldenkrise und die unsichere Entwicklung der Wirtschaft in den
USA hatten jedoch zur Folge, dass der Franken gegenüber dem Euro und dem US-Dollar
massiv an Wert gewann. Die Nationalbank intervenierte deshalb im Frühling massiv am
Devisenmarkt, um die Exportwirtschaft zu stützen. Während des Berichtsjahres gewann
der Franken gegenüber dem Euro um 17 Prozent und gegenüber dem Dollar um 11
Prozent an Wert, was sich ab der zweiten Jahreshälfte konjunkturdämpfend auswirkte.

Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger wurden im Berichtsjahr zum Entscheid über
sieben Vorlagen an die Urne gerufen. Unterschiedlichen Erfolg hatte die Linke, die
zusammen mit den Gewerkschaften Referenden gegen Reformen in den
Sozialversicherungen eingereicht hatten. Während das Referendum gegen die
Anpassung des BVG-Mindestumwandlungssatz erfolgreich war, wurde die Änderung im
Arbeitslosenversicherungsgesetz, die Kürzungen in Dauer und Höhe der Taggelder
vorsieht, gegen die Opposition der Linken gutgeheissen. Wenig umstritten war der
Verfassungsartikel über die Forschung am Menschen, der dem Bund die Möglichkeit
gibt, Forschungsvorhaben gesamtschweizerisch zu regeln sowie den Schutz von Würde
und Persönlichkeit des Menschen und die Gewährleistung von wissenschaftlicher
Freiheit in der Verfassung zu verankern. Die Vorlage, die dem obligatorischen
Referendum unterstand, wurde mit über drei Viertel der Stimmen angenommen. Drei
Initiativen standen zur Abstimmung. Weder die Tierschutzanwaltinitiative, welche die
Einsetzung kantonaler Tierschutzanwälte gefordert hatte, noch die
Steuergerechtigkeitsinitiative, die eine Einschränkung des Steuerwettbewerbs zwischen
den Kantonen vorgesehen hätte, fanden Gehör. Erfolgreich war hingegen die
Ausschaffungsinitiative der SVP. Die Vorlage verlangt, dass Ausländerinnen und
Ausländer, die aufgrund bestimmter Straftaten verurteilt wurden, ihre
Aufenthaltsansprüche verwirken und aus der Schweiz ausgewiesen werden. Im Vorfeld
der Abstimmung kam es im Parlament zu intensiven Debatten über die Gültigkeit der
Vorlage und über einen Gegenvorschlag. Dieser kam zwar zustande, wurde an der Urne
jedoch abgelehnt. Die Ausschaffungsinitiative, aber auch die im Vorjahr angenommene
Minarettinitiative sowie die im Berichtsjahr allerdings zurückgezogene Initiative zur
Einführung der Todesstrafe beförderten die Diskussion über die Vereinbarkeit von
Volksinitiativen mit internationalen Abkommen sowie dem Völker- und Menschenrecht.
Während auf der einen Seite Möglichkeiten für eine bessere Prüfung dieser
Vereinbarkeit diskutiert wurden, die bis hin zum Vorschlag eines Verfassungsgerichts
reichten, versuchte auf der anderen Seite insbesondere die SVP mit verschiedenen
erfolglosen Vorstössen Regelungen einzuführen, die Landesrecht zwingend über
Völkerrecht stellen würden. 

Politische Grundfragen:
– In Zukunft soll zu Beginn einer Legislaturperiode im Parlament die Nationalhymne
gespielt werden.
– Die grössten Sorgen in der Bevölkerung sind die Angst vor Arbeitslosigkeit und vor
dem Klimawandel.
– Der Schweizer Pavillon an der Weltausstellung lockte zahlreiche Besucher an.

Rechtsordnung:
– Im Rahmen der Revision des Regierungs- und Verwaltungsorganisationsgesetzes
wurde über Datenschutz debattiert.
– Der Bericht über die Inspektion der Datenbank ISIS weckte Erinnerungen an die
Fichenaffäre in den 1990er Jahren.
– In mehreren Kantonen wurde die Einführung des kantonalen oder kommunalen
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Ausländerstimmrechts deutlich abgelehnt.
– Die Verschärfung des Strafrechts war Gegenstand verschiedener überwiesener
Vorstösse.
– Das Alarmsystem bei Kindesentführungen soll Anfang 2011 funktionstüchtig sein.
– Die Internetkriminalität und die bisher unzulänglichen Instrumente dagegen waren
Gegenstand intensiver Debatten.
– Einer Petition des Verbands Schweizerischer Polizeibeamter wurde Folge gegeben.
– Die Räte befassten sich mit der Waffeninitiative.

Institutionen und Volksrechte:
– Gleich zwei Bundesräte traten im Berichtsjahr zurück: das Parlament wählte für
Moritz Leuenberger und Hans-Rudolf Merz Simonetta Sommaruga (SP) und Johann
Schneider-Ammann (FDP); Kampfkandidaturen der SVP und der Grünen blieben ohne
Erfolg.
– Bei der Departementsverteilung kam es zu einer grossen Rochade.
– Zahlreiche Vorstösse forderten eine umfassende Regierungsreform; der Bundesrat
reagierte mit einem ersten Vorschlag.
– Die Bundesversammlung soll in Zukunft bei Notverordnungen besser und schneller
informiert werden.
– Eine Verordnung soll helfen, die Repräsentation der Landessprachen in der
Verwaltung zu verbessern.
– Das Parlament erteilt sich die Kompetenz, die Bundesanwaltschaft und ihre
Aufsichtsbehörde selbst zu wählen.
– Kontrovers diskutiert wurde das Problem der Vereinbarkeit von Volksinitiativen mit
dem Völkerrecht.

Föderativer Aufbau:
– Der Trend zu stärkerer Nutzung von Standesinitiativen hält an.
– Die Anzahl Gemeinden nimmt aufgrund von Fusionen weiter ab.
– In den beiden Basel und im Arc jurassien wird über Kantonsfusionen nachgedacht.
– Der Tessiner Ständerat Dick Marty wird neuer Präsident der Assemblée
interjurassienne.

Wahlen:
– In den Kantonen Bern, Glarus und Graubünden traten erstmals BDP und SVP
gegeneinander an. Beide Parteien profitierten vom Wahlkampf.
– Die GLP eroberte Parlamentssitze in drei weiteren Kantonen.
– In Bern kann sich die rot-grüne Regierungsmehrheit halten.
– In Appenzell Innerrhoden wurde zum zweiten Mal eine Frau in die Regierung gewählt.
– Die SVP erobert weitere Regierungssitze: in Nidwalden und Zug errang sie ein zweites
Regierungsmandat und bei den Ersatzwahlen in Uri schaffte sie zum ersten Mal den
Einzug in die Regierung.

Aussenpolitik:
– Das Parlament beauftragte den Bundesrat, die gesetzlichen Grundlagen so
anzupassen, dass die Regierung nicht mehr im Alleingang internationale Verträge
abschliessen kann.
– Der Bundesrat schlug einen Gegenvorschlag zur Initiative der AUNS vor, welche die
Volksrechte in der Aussenpolitik stärken will.
– Die EU attackierte das fiskalische System der Schweiz wiederholt und verlangte einen
automatischen Informationsaustausch in Steuerfragen.
– In seinem Bericht zur Europapolitik hielt der Bundesrat fest, dass der bilaterale Weg
für die Schweiz auf kurze Sicht die gangbarste Variante sei.
– Das Parlament verlangte vom Bundesrat Vorschläge, wie die bis zum Jahr 2015
geplante Erhöhung der Entwicklungshilfe auf 0.5 Prozent des BIP erreicht werden kann.
– Die beiden in Libyen festgehaltenen Schweizer Geiseln wurden freigelassen, nachdem
der Konflikt auf europäisches Niveau gehoben wurde. Der Bundesrat wurde für sein
Krisenmanagement scharf kritisiert.

Landesverteidigung:
– Der Bundesrat veröffentlichte den Bericht über die Sicherheit, der wegen fehlender
politischer Linie stark kritisiert wurde. Der Ständerat nahm ihn mit Skepsis zur
Kenntnis.
– Nach mehreren Verschiebungen hat die Regierung ihren Bericht über die Armee
vorgestellt, der die Reduktion des Bestandes der Armee um 80'000 und die
Aufrechterhaltung des jährlichen Budgets in der Höhe von CHF 4.4 Mia. empfiehlt.
– Das Parlament hat die Anpassung des Gesetzes über die Armee und die militärische
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Administration angenommen.
– Das Parlament hat mehrere Motionen angenommen, welche sich mit der
Überarbeitung der vorgesehenen Modifikationen zur Unterzeichnung des
Übereinkommens von Oslo über Streumunition beschäftigten.
– Aus budgetären Gründen verschob der Bundesrat den Ersatz der F-5 Tiger auf
unbestimmte Zeit.
– Die Zunahme der Zahl der Gesuche um Zivildienst hat eine Reihe von
parlamentarischen Vorstössen erzeugt. Ein bundesrätlicher Bericht kam jedoch zum
Schluss, dass die Bestände der Armee dadurch nicht in Gefahr seien.

Wirtschaftspolitik:
– Die Schweizerische Wirtschaftsleistung hat sich 2010 mit Ausnahme der
Warenexporte auf den Vorkrisenwerten stabilisiert.
– Die europäische Staatsschuldenkrise und die allgemeine Wirtschaftsschwäche der
USA beflügeln den Frankenkurs und drücken auf die Margen der Exportwirtschaft.
– Das Cassis-de-Dijon-Prinzip tritt in Kraft, bewegt bezüglich Lebensmittelqualität aber
nach wie vor die Gemüter.
– Der Bundesrat beabsichtigt über eine vorgezogene Teilrevision des Bundesgesetzes
über das öffentliche Beschaffungswesen, den Mehrkosten entgegenzuwirken, die der
öffentlichen Hand durch blockierte Vergabeentscheide entstehen.
– Die Uneinigkeit der Räte im Umgang mit der «Abzocker-Initiative» verkompliziert und
verzögert die Revision des Aktien- und Rechnungslegungsrechts.

Geld, Währung und Kredit:
– Die Nationalbank hielt an ihrer expansiven Geldmengenpolitik fest und verzeichnet
einen Konzernverlust von CHF 19.2 Mia.
– Der Schweizer Franken gewinnt massiv an Wert.
– Das Systemrisiko durch die Grossbanken («too-big-to-fail») wird über eine Revision
des Bankengesetzes angegangen.
– Nach umfangreichen politischen Taktierereien der Flügelparteien nimmt das
Parlament den Staatsvertrag Schweiz-USA in Sachen UBS in extremis an.
– Das Bankgeheimnis erodiert und die Schweiz diskutiert unter dem massiven Druck
ausländischer Akteure eine Weissgeldstrategie.

Landwirtschaft:
– Der Ständerat beschloss Massnahmen zur Sicherung eines Selbstversorgungsgrads bei
Nahrungsmitteln von mindestens 60 Prozent.
– Mit knapper Mehrheit schuf das Parlament im Landwirtschaftsgesetz eine
Bilanzreserve zur Finanzierung von Begleitmassnahmen zu möglichen
Freihandelsabkommen.
– Der Nationalrat verabschiedete einen Antrag, mit dem die Allgemeinverbindlichkeit
für ein neues von den Produzenten bewirtschaftetes Milchmengensteuerungsmodell
festgelegt werden soll.
– Das Parlament stimmte einer Verlängerung des GVO-Moratoriums in der
Landwirtschaft zu.
– Das Inkrafttreten des Cassis de Dijon-Prinzips provozierte erneut Vorstösse zur
Sicherung der Nahrungsmittelqualität.
– Das Parlament beschloss, den Schutz des Wolfs einzuschränken.
– Die Initiative für einen Tierschutzanwalt wurde mit 70.5 Prozent Nein-Stimmen und in
allen Kantonen verworfen.

Öffentliche Finanzen:
– Das Stimmvolk lehnte eine Volksinitiative für mehr Steuergerechtigkeit mit 58.5
Prozent ab.
– Das Parlament lehnte eine radikale Vereinfachung der Mehrwertsteuer ab und wies
die Vorlage an den Bundesrat zurück.
– Die Staatsrechnung 2010 schloss mit einem Überschuss von CHF 3.6 Mia. und damit
deutlich besser als erwartet.
– Das vom Parlament beschlossene Budget sah ein Defizit von CHF 600 Mio. vor.

Energie:
– Die SP lancierte eine eidgenössische Volksinitiative für «Neue Arbeitsplätze dank
erneuerbaren Energien (Cleantech-Initiative)».
– Der Bundesrat verabschiedete die Verlängerung des SuisseEnergie Programms bis
2020.
– Die Landesregierung räumte eine einjährige Verspätung bei der Ausarbeitung der
Revision des Elektrizitätsversorgungsgesetzes ein.
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– National- und Ständerat stimmten einer Erhöhung des Wasserzinses und der Abgabe
zur kostendeckenden Einspeisevergütung zu.
– Das Parlament beriet über die CO2-Abgabebefreiung fossilthermischer Kraftwerke.

Verkehr und Kommunikation:
– Das Parlament sprach für den Infrastrukturfonds einen ausserordentlichen Beitrag
von CHF 850 Millionen.
– Die Volksinitiative «für den öffentlichen Verkehr» kam zustande.
– Die beiden Kammern bewilligten die Kredite für die dringenden
Agglomerationsprogramme und für die erste Etappe des Programms zur Beseitigung der
Engpässe auf dem Nationalstrassennetz.
– Das BAV veröffentlichte das Konzept Bahn 2030.
– Während die Initiative «für eine starke Post» Ende Sommer zustande kam, nahm das
Parlament ein neues Postgesetz an, worin es sich gegen die Abschaffung des
Restmonopols der Post aussprach.
– Das Parlament nahm die erste der drei Teilrevisionen zum Luftfahrtgesetz an.

Raumplanung und Wohnungswesen:
– Der Bundesrat präsentierte seinen indirekten Gegenvorschlag zur
Landschaftsinitiative in Form einer Teilrevision des Raumplanungsgesetzes, welcher
vom Ständerat in verschiedener Hinsicht konkretisiert wurde.
– Das Parlament verabschiedete die flankierenden Massnahmen zur Aufhebung der Lex
Koller als indirekten Gegenvorschlag zur Zweitwohnungs-Initiative.
– Der Nationalrat trat zum zweiten Mal nicht auf die Mietrechtsrevision ein und
versenkte das Geschäft somit.
– Der Bundesrat präsentierte seine Botschaft zur Volksinitiative «Sicheres Wohnen im
Alter».
– Der Nationalrat beantragte die Annahme von zwei Volksinitiativen zu steuerlich
privilegiertem Bausparen; der Ständerat hingegen setzte sich für die Erarbeitung eines
indirekten Gegenvorschlags ein.

Umweltschutz:
– Der Nationalrat empfahl die Volksinitiativen «für ein gesundes Klima» und «für
menschenfreundliche Fahrzeuge (Offroader-Initiative)» zur Ablehnung und
befürwortete in beiden Fällen einen indirekten Gegenvorschlag.
– Die Volksinitiative «Lebendiges Wasser» wurde zu Gunsten des vom Parlament im
Vorjahr angenommenen indirekten Gegenvorschlages zurückgezogen.
– Mit seinem erneuten Entscheid auf Nichteintreten beschloss der Nationalrat definitiv,
die Durchführungsprotokolle zur Alpenkonvention nicht zu ratifizieren.
– Entgegen dem Antrag des Bundesrates verlängerte das Parlament den Fonds
Landschaft Schweiz um weitere 10 Jahre.

Bevölkerung und Arbeit:
– Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres etwas
mehr als 7.8 Millionen Personen.
– Die Arbeitslosenquote zeigte sich relativ robust, sie betrug im Mittel 3.9 Prozent.
– Der Nominallohn stieg um 0.8 Prozent an, die Reallöhne blieben nahezu unverändert.
– Es wurden mehrere neue GAVs – bei Swissport und Dnata, der ISS Aviation, der Swiss,
der SBB und dem deutschen Discounter Lidl – abgeschlossen.

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport:
– Der Nationalrat verabschiedete Massnahmen zur Integration von
komplementärmedizinischen Kenntnissen in die Ausbildung von Medizinalpersonen.
– Die grosse Kammer nahm verschiedene Vorstösse (siehe auch hier) an, welche im
Bereich der Pflege eine Weiterbildungs- und Ausbildungsoffensive starten wollen.
– Der Bundesrat schickte ein neues Alkoholgesetz in die Vernehmlassung.
– Bund, Kantone, Gemeinden und Städte trafen sich im November anlässlich einer
ersten nationalen Armutskonferenz.
– National- und Ständerat berieten die Botschaft zum Sportförderungsgesetz.

Sozialversicherungen:
– Der Nationalrat lehnte die leistungsseitigen Massnahmen der 11. AHV-Revision ab.
– Das Parlament (Ständerat, Nationalrat) behandelte ein erstes Massnahmenpaket der 6.
IV-Revision.
– National- und Ständerat nahmen die Revisionen des BVG bezüglich der Finanzierung
öffentlich-rechtlicher Vorsorgeeinrichtungen und die Strukturreform der beruflichen
Vorsorge an.
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– Das Volk lehnte die Anpassung des Mindestumwandlungssatzes in der beruflichen
Vorsorge ab.
– Der Nationalrat lehnte die Revision des KVG mit den Massnahmen zur Eindämmung
der Kostenentwicklung ab und behandelte die KVG-Revision zu Managed-Care.
– Der Nationalrat wies die Revision der Unfallversicherung zurück an den Bundesrat.
– Parlament und Volk nahmen die 4. Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes
an.

Soziale Gruppen:
– Volk und Stände hiessen im Berichtsjahr eine Volksinitiative zur Ausschaffung
krimineller Ausländer gut; der Gegenvorschlag des Parlaments wurde hingegen
abgelehnt.
– Die eidgenössischen Räte verabschiedeten ein Bundesgesetz über die Koordination
des Asyl- und des Auslieferungsverfahrens.
– Ein Komitee aus christlich-konservativen Kreisen lancierte eine Volksinitiative zur
Streichung der Abtreibungskosten aus dem Leistungskatalog der obligatorischen
Krankenversicherung.
– National- und Ständerat stimmten einer Verlängerung der Anschubfinanzierung für
familien- und schulergänzende Kinderbetreuungsangebote zu.
– Der Bundesrat unterbreitete dem Parlament eine Totalrevision des
Jugendförderungsgesetzes.

Bildung und Forschung:
– Die Schweiz unterzeichnete im Berichtsjahr ein Bildungsabkommen mit der EU.
– Die Romandie und das Tessin verabschiedeten im Juni einen gemeinsamen Lehrplan
für die obligatorische Schule.
– In der Herbstsession verabschiedete die kleine Kammer ein neues Bundesgesetz über
die Förderung der Hochschulen und die Koordination im schweizerischen
Hochschulbereich.
– Der Verband der Schweizer Studierendenschaften lancierte im Berichtsjahr eine
Volksinitiative für höhere und schweizweit einheitliche Stipendien.
– In der Volksabstimmung vom 7. März wurde ein neuer Verfassungsartikel über die
Forschung am Menschen mit 77.2 Prozent der Stimmen gutgeheissen.

Kultur, Sprache, Kirchen:
– Das EDI eröffnete das Anhörungsverfahren zur Kulturbotschaft.
– Das Bundesgesetz über die Buchpreisbindung ging nach der Detailberatung des
Ständerates in die Differenzbereinigung.
– Die Verordnung zum Sprachengesetz trat per 1. Juli in Kraft.
– Die Schweizerische Bischofskonferenz verstärkte ihr Engagement zur Bekämpfung von
sexuellem Missbrauch in der katholischen Kirche.
– Das Ergebnis der Minarett-Initiative entpuppte sich als Ausgangspunkt einer
intensiven politischen Debatte zur Rolle des Islam in der Schweiz.

Medien:
– Anlässlich der Postgesetzrevision beschloss das Parlament die Weiterführung der
indirekten Presseförderung; gleichzeitig erging der Auftrag an den Bundesrat,
Alternativen dazu zu prüfen.
– Sowohl in der Deutsch- als auch in der Westschweiz setzte sich die Bereinigung auf
dem Pressemarkt mit wesentlichen Änderungen der Besitzverhältnisse bei den
Verlagshäusern Basler Zeitung Medien, Tamedia, NZZ und Rhône Media AG fort.
– Die SRG kämpfte mit dem fünften Defizit in Folge, setzte ihr Konvergenzprojekt aber
zu wichtigen Teilen um.
– Das MEDIA-Abkommen Schweiz-EG trat zusammen mit einer Lockerung der
Werbevorschriften für öffentliches und privates TV in Kraft.
– Der Bundesrat setzte eine Arbeitsgruppe zur Erarbeitung einer Cyber-Defense-
Strategie ein und verabschiedete das Präventionsprogramm «Jugendmedienschutz und
Medienkompetenz».
– Das Seco lancierte zur Verbesserung der Sicherheit im elektronischen Datenverkehr
das Pilotprojekt Suisse-ID.
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Qu'est-ce qui figurait à l'agenda politique suisse en 2010? Quelles étaient les affaires
les plus importantes au Parlement? Et qu'est-ce qui a interpellé le public intéressé par
la politique ? Les événements les plus importants en 2010 sont résumés ci-dessous et
ensuite listés par thème. Les liens vous mèneront directement à ces objets et
événements clés de l'année en cours. Hier finden Sie die deutsche Version dieses
Artikels.

Pour la cinquième année consécutive, il y a eu un remaniement gouvernemental en
2010. Après le retrait du conseiller fédéral Deiss (pdc) en 2006, la non réélection du
conseiller fédéral Blocher (udc) en 2007, ainsi que les démissions de Samuel Schmid
(udc), en 2008, et Pascal Couchepin (plr), en 2009, deux autres conseillers fédéraux ont
quitté leur fonction en 2010. Moritz Leuenberger (ps) et Hans-Rudolf Merz (plr) ont été
remplacés par Simonetta Sommaruga (ps) et Johann Schneider-Ammann (plr). Ces deux
sièges ont été attaqués par l’UDC. Le siège du PLR a en outre été contesté par les Verts.
Ni Jean-François Rime (udc), ni Brigit Wyss (pe) n’ont toutefois obtenu les voix
nécessaires. La composition du gouvernement ne semble toutefois guère stabilisée.
Premièrement, la démission de Micheline Calmy-Rey (ps) au terme de la législature
semble probable et, deuxièmement, la répartition des sièges entre les partis est
toujours aussi âprement critiquée par l’UDC. Invoquant son statut de premier groupe
parlementaire, cette dernière revendique en effet un deuxième siège. Les élections
fédérales de 2011 promettent d’être passionnantes du point de vue de la composition
du gouvernement.

À la faveur de ce remaniement, près de 40 ans après l’introduction du suffrage féminin
et pour la première fois dans l’histoire de la Suisse, une majorité de femmes siègent au
gouvernement. Quatre des septs conseillers fédéraux sont des femmes. Par ailleurs, au
cours de l’année sous revue, les trois fonctions politiques les plus importantes ont été
occupées par des femmes. Doris Leuthard (pdc) a assuré la présidence de la
Confédération, alors que Pascale Bruderer Wyss (ps) et Erika Forster-Vannini (plr) ont
respectivement présidé le Conseil national et le Conseil des Etats. Ceci étant, les
femmes sont demeurées nettement minoritaires dans les parlements national et
cantonaux. Les élections parlementaires, qui ont eu lieu dans huit cantons au cours de
l’année sous revue, ont même vu la proportion de femmes parmi les élus régresser.

2010 est demeurée sous le signe de la résolution des diverses crises des années
précédentes. Le Conseil fédéral a enduré de nombreuses critiques pour sa gestion des
dites crises. On lui a notamment reproché un déficit de pilotage, un manque de
confiance mutuelle entre les membres du collège et une politique d’information mal
coordonnée. L’affaire UBS, la crise libyenne, l’absence de coordination des annonces
de démission des conseillers fédéraux Leuenberger et Merz, ainsi que l’importante
rocade dans la répartition des départements ont été interprétées comme les signes
d’une perte de concordance et de collégialité. Le lancement d’une initiative pour
l’élection du Conseil fédéral par le peuple et de nombreuses propositions en faveur
d’une réforme du gouvernement en ont été les conséquences.

En matière de politique étrangère, il a également été question de résoudre des crises.
En conséquence de l’assouplissement du secret bancaire induit par la conformation
aux standards de l’OCDE concernant l’entraide administrative en matière fiscale, de
nombreuses conventions bilatérales de double imposition ont été conclues. L’accord
d’entraide administrative avec les Etats-Unis a dû être converti en un traité, par lequel
la Suisse s’est engagée à fournir des données de clients de l’UBS. L’approbation de ce
traité par le parlement s’est faite dans la douleur. L’UDC et le PS ont posé des
conditions à leur soutien. Le PS n’a obtenu gain de cause ni pour sa revendication de
soumettre le secteur bancaire à des règles plus sévères, ni pour son exigence de
réglementer les bonus des managers. Après de longues tergiversations et une volte-face
de l’UDC, le traité a finalement été adopté.

L’UE a poursuivi ses attaques contre le système fiscal suisse et exigé un échange
automatique de données en matière fiscale. Jugeant que la voie bilatérale avait atteint
ses limites, elle a en outre fait savoir qu’elle n’était pas prête à négocier avec la Suisse
sur des dossiers aussi divers que nombreux. Dans son rapport sur la politique
européenne, le Conseil fédéral a cependant réaffirmé sa volonté de poursuivre sur la
voie bilatérale.

Le Conseil fédéral a présenté son rapport sur l’armée, qui prévoit une réduction des
effectifs à 80'000 hommes et une facture annuelle globale de CHF 4.4 milliards. L’achat
de nouveaux avions de combat a été repoussé à 2015 en raison de moyens financiers
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insuffisants, raison pour laquelle le GSsA a retiré son initiative pour un moratoire sur
l’achat de nouveaux avions militaires.

Au cours de l’année sous revue, la Suisse a connu une reprise conjoncturelle. Le PIB
nominal a crû de 2 pourcent et la performance économique a retrouvé les valeurs
d’avant-crise. La reprise s’est également traduite dans les comptes d’Etat, qui – contre
toute attente – ont affiché un excédent de CHF 3.6 milliards. La quote-part étatique a
légèrement reculé à 0.1 pourcent. Le taux de chômage est quant à lui passé de 4.5 à 3.8
pourcent, mais il est demeuré en moyenne 0.2 pourcent plus élevé que l’année
précédente. La Banque nationale a contribué à la reprise grâce à sa politique monétaire
expansive. La crise européenne de la dette publique et l’évolution incertaine de
l’économie américaine ont causé une forte revalorisation du franc par rapport à l’euro
et au dollar. La Banque nationale est intervenue massivement sur le marché des devises
afin de soutenir l’industrie d’exportation. Au cours de l’année sous revue, la valeur du
franc a crû de 17 pourcent par rapport à l’euro et de 11 pourcent par rapport au dollar,
entraînant des conséquences anticonjoncturelles au second semestre.

En 2010, les citoyennes et les citoyens ont été appelés aux urnes pour se prononcer sur
sept objets fédéraux. La gauche, qui a lancé avec les syndicats des référendums contre
des réformes des assurances sociales, a connu un succès variable. Victorieuse avec le
référendum contre l’abaissement du taux minimal de conversion du deuxième pilier,
elle a par contre perdu la lutte contre les restrictions de durée et de montant des
indemnités journalières introduites dans la loi sur l’assurance chômage. L’article
constitutionnel relatif à la recherche sur l’être humain, qui donne à la Confédération la
possibilité de réglementer la recherche de manière uniforme pour toute la Suisse, tout
en protégeant la dignité et la personnalité humaines et en garantissant la liberté
scientifique, a été peu contesté. Soumis au référendum obligatoire, il a été accepté
avec plus de trois quarts des voix. Trois initiatives ont en outre été soumises au peuple
et aux cantons. Ni l’initiative en faveur de l’institution d’un avocat pour les animaux, ni
celle en faveur d’une plus grande justice fiscale, qui visait à modérer la concurrence
fiscale intercantonale, n’ont connu le succès, à l’inverse de l’initiative sur le renvoi de
l’UDC. Celle-ci exige que les étrangères et les étrangers condamnés pénalement pour
certains délits et crimes se voient retirer leur titre de séjour et expulser du territoire
suisse. Au préalable, le parlement avait longuement et vivement discuté de la validité de
l’initiative, ainsi que d’un contre-projet, qui fut cependant rejeté par le peuple.
L’initiative pour le renvoi, comme celle contre les minarets, l’année précédente, ainsi
qu’une troisième initiative en faveur de la réintroduction de la peine de mort, lancée au
cours de l’année sous revue et presque immédiatement retirée, ont alimenté la
discussion sur la compatibilité des initiatives populaires avec le droit international et
les droits de l’homme. Alors que, d’un côté, on a discuté des possibilités d’améliorer le
contrôle de cette compatibilité, évoquant même la proposition d’instituer une cour
constitutionnelle, de l’autre, on a essayé, notamment de la part de l’UDC, à travers
diverses propositions, toutes refusées, d’affirmer formellement la primauté du droit
national sur le droit international.

Problèmes politiques fondamentaux:
– À l’avenir, l’hymne national sera joué au parlement au début de la législature.
– Les principales préoccupations au sein de la population sont la peur du chômage et
du changement climatique.
– Le pavillon suisse à l’Exposition universelle de Shanghai a attiré de nombreux
visiteurs.

Ordre juridique:
– La protection des données a fait débat dans le cadre de la révision de la loi sur
l’organisation du gouvernement et de l’administration.
– Le rapport d’enquête sur la base de données ISIS a réveillé le souvenir de l’affaire des
fiches du début des années 1990.
– L’introduction du droit de vote communal ou cantonal des étrangers a été nettement
rejetée dans plusieurs cantons.
– Plusieurs propositions individuelles en faveur d’un durcissement du droit pénal ont
été adoptées.
– Le système d’alerte pour les enlèvements d’enfants entrera en fonction début 2011.
– La criminalité sur Internet et les instruments pour y faire face ont suscité d’intenses
débats.
– Le Conseil national a décidé de donner suite à une pétition de la Fédération suisse
des fonctionnaires de police.
– Les chambres ont traité l’initiative sur les armes.

01.01.65 - 17.04.24 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Institutions et droits populaires:
– Deux conseillers fédéraux se sont retirés au cours de l’année sous revue: le parlement
a élu Simonetta Sommaruga (PS) et Johann Schneider-Ammann (PLR) pour remplacer
Moritz Leuenberger et Hans-Rudolf Merz; des candidatures de combat de l’UDC et des
Verts ont échoué.
– D’importants changements sont survenus dans la répartition des départements.
– De nombreuses propositions ont exigé une réforme en profondeur du gouvernement;
le Conseil fédéral y a répondu avec un premier projet.
– L’Assemblée fédérale sera dorénavant mieux et plus rapidement informée des
réglementations urgentes adoptées par le gouvernement.
– Une ordonnance doit améliorer la représentation des langues nationales au sein de
l’administration fédérale.
– Le parlement s’est octroyé la compétence d’élire le Ministère public de la
Confédération et les autorités de surveillance.
– La question de la compatibilité entre les initiatives populaires et le droit international
public a été vivement débattue.

Structures fédéralistes:
– La tendance à une utilisation accrue du droit d'initiative par les cantons s'est
confirmée.
– Le nombre de communes a connu une nouvelle diminution en raison de fusions.
– Dans les deux Bâle et dans l'Arc jurassien, l'idée d'une fusion des cantons a été
avancée.
– Le conseiller aux Etats tessinois Dick Marty a été élu à la présidence de l'Assemblée
interjurassienne.

Elections:
– Dans les cantons de Berne, de Glaris et des Grisons, le PBD et l'UDC se sont affrontés
pour la première fois. Les deux partis ont tiré profit de la lutte électorale.
– Les Verts libéraux ont conquis des mandats parlementaires dans trois cantons
supplémentaires.
– A Berne, la majorité gouvernementale rose-verte a pu se maintenir.
– Pour la deuxième fois de son histoire, le canton d'Appenzell Rhodes Intérieures a
connu l'élection d'une femme au gouvernement.
– L'UDC a gagné de nouveaux sièges dans les exécutifs cantonaux: elle a conquis un
deuxième mandat gouvernemental à Nidwald et à Zoug et fait son entrée dans le
gouvernement d'Uri lors d'une élection complémentaire.

Politique étrangère:
– Le parlement a chargé le gouvernement de modifier la base légale afin que ce dernier
ne puisse conclure seul des traités internationaux.
– Le Conseil fédéral a proposé un contre-projet à l’initiative de l’ASIN visant au
renforcement des droits populaires dans la politique étrangère.
– L’UE a attaqué à de multiples reprises le système fiscal helvétique en exigeant un
échange automatique d’informations.
– Dans son rapport sur la politique européenne, le Conseil fédéral a considéré que la
voie bilatérale est, à court terme, la voie la plus praticable.
– Le parlement a exigé que le Conseil fédéral fasse des propositions afin d’atteindre
l’objectif de 0.5 pourcent du RNB en 2015 pour l’aide au développement. Le
gouvernement s’est exécuté à la fin de l’année.
– Les deux otages en Libye ont été libérés après l’intervention de l’UE. Le Conseil
fédéral a été fortement critiqué pour sa gestion collective de l’affaire.

Armée:
– Le Conseil fédéral a finalement publié son rapport sur la sécurité. Il a été fortement
critiqué pour l’absence de ligne politique claire. Le Conseil des Etats en a pris acte avec
scepticisme.
– Après de multiples reports, le gouvernement a présenté son rapport sur l’armée. Il
préconise la réduction des effectifs de l’armée à 80'000 et le maintien du budget
annuel aux alentours de CHF 4.4 milliards.
– Le parlement a accepté la modification de la loi sur l’armée et l’administration
militaire.
– Le parlement a adopté des motions remaniant les modifications prévues pour la
ratification de la Convention d’Oslo sur les armes à sous-munitions.
– Le Conseil fédéral a décidé de repousser à une date indéterminée le remplacement
des F-5 Tiger pour des raisons budgétaires.
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– L’augmentation des demandes de service civil a entraîné le dépôt de nombreuses
interventions parlementaires. Le rapport présenté par le gouvernement considère que
cette augmentation ne met pas en péril les effectifs de l’armée.

Politique économique:
– Durant l’année 2010, l’activité économique suisse s’est stabilisée au niveau d’avant-
crise, à l’exception des exportations de marchandises.
– La crise européenne de la dette des Etats et la faiblesse économique des Etats-Unis a
provoqué l’envol du cours du franc et comprimé les marges de l’économie
d’exportation.
– Le principe du Cassis de Dijon est entré en vigueur, toutefois la question de la qualité
des denrées alimentaires a continué d’agiter les esprits.
– Le Conseil fédéral envisage une révision partielle de la loi fédérale sur les marchés
publics afin de combattre les dépenses supplémentaires générées par des décisions
d’affectation bloquées.
– Le désaccord des chambres relatif au traitement de l’initiative contre les
rémunérations abusives a compliqué et retardé la révision du droit de la société
anonyme et du droit comptable.

Crédit et monnaie:
– La Banque nationale s’en est tenue à une politique monétaire expansive et a
enregistré une perte consolidée de CHF 19.2 milliards.
– Le franc suisse a massivement gagné en valeur.
– Le risque systémique des banques trop grandes pour faillir («too big too fail») est
traité à travers une révision de la loi sur les banques.
– Après de multiples manœuvres politiques de l’UDC et du PS, le parlement a adopté in
extremis l’accord entre la Suisse et les Etats-Unis relatif à l’UBS.
– Le secret bancaire s’affaiblit et la Suisse discute d’une stratégie «argent propre» sous
la pression massive d’acteurs étrangers.

Agriculture:
– Le Conseil des Etats a décidé de prendre des mesures afin que la production réponde
aux exigences de la souveraineté alimentaire et assure un auto-approvisionnement
atteignant 60 pourcent.
– Le parlement a décidé de justesse de constituer une réserve dans la loi sur
l’agriculture destinée aux mesures d’accompagnement d’un hypothétique accord de
libre-échange.
– Le Conseil national a adopté une motion qui attribue le statut de force obligatoire à
un nouveau modèle de régulation des quantités de lait géré par les producteurs.
– Les deux chambres ont décidé de prolonger le moratoire sur l’utilisation d’OGM dans
l’agriculture.
– L’entrée en vigueur du principe du Cassis de Dijon a été suivie de réactions musclées
dénonçant une baisse de la qualité des produits.
– Le parlement a décidé d’entamer des démarches afin d’amoindrir le niveau de
protection du loup en Suisse.
– L’initiative pour un avocat des animaux a été rejetée par 70.5 pourcent des votants et
la totalité des cantons.

Finances publiques:
– Le peuple a rejeté à 58.5 pourcent une initiative populaire pour plus de justice
fiscale.
– Le parlement a refusé une simplification drastique de la TVA et renvoyé l'objet au
Conseil fédéral.
– Les comptes 2010 ont affiché un excédent de recettes de CHF 3.6 milliards,
nettement supérieur aux prévisions.
– Le budget 2011 adopté par le parlement prévoit un déficit de CHF 600 millions.

Energie:
– Le PS a lancé une initiative populaire fédérale baptisée «De nouveaux emplois grâce
aux énergies renouvelables (initiative cleantech)».
– Le Conseil fédéral a décidé le renouvellement pour une durée de dix ans du
programme SuisseEnergie.
– Le gouvernement a annoncé un retard d’une année dans l’élaboration de la révision
de la loi sur l’approvisionnement électrique.
– Les chambres ont approuvé l’augmentation progressive de la redevance hydraulique
et la hausse de la redevance pour la rétribution à prix coûtant du courant vert.
– Le parlement a reconduit l’exemption de la taxe sur le CO2 des centrales à

01.01.65 - 17.04.24 11ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



combustibles fossiles.

Transports et communications:
– Le parlement a décidé le versement d’une contribution extraordinaire de CHF 850
millions au fonds d’infrastructure.
– L’initiative populaire «pour les transports publics» a abouti.
– Les chambres ont alloué les crédits en faveur des programmes d’agglomération
urgents et de la première étape du programme d’élimination des goulets
d’étranglement des routes nationales.
– L’OFT a rendu public le concept Rail 2030.
– Alors que l’initiative populaire «Pour une poste forte» a abouti à la fin de l’été, les
chambres ont adopté le projet de nouvelle législation postale après avoir renoncé à la
suppression du monopole résiduel de La Poste.
– Le parlement a adopté la première des trois révisions partielles de la loi sur l’aviation.

Aménagement du territoire et logement:
– Le Conseil fédéral a présenté son contre-projet indirect à l’initiative pour le paysage
sous la forme d’une révision partielle de la loi sur l’aménagement du territoire; le
Conseil des Etats l’a approuvé après l’avoir amendé.
– Le parlement a adopté les mesures d’accompagnement de la suppression de la Lex
Koller au titre de contre-projet indirect à l’initiative sur les résidences secondaires.
– Le Conseil national a refusé une seconde fois d’entrer en matière sur la révision du
droit du bail, liquidant ainsi l’objet.
– Le Conseil fédéral a présenté le message relatif à l’initiative «sécurité du logement à
la retraite».
– Le Conseil national a recommandé l’approbation de deux initiatives populaires pour
un traitement fiscal privilégié de l’épargne logement; à l’inverse, le Conseil des Etats
s’est prononcé en faveur de l’élaboration d’un contre-projet indirect.

Protection de l'environnement:
– Le Conseil national a recommandé le rejet des initiatives populaires «pour un climat
sain» et «pour des véhicules plus respectueux des personnes et de l’environnement»
et approuvé pour chacune d’elles un contre-projet indirect.
– L’initiative populaire «Eaux vivantes» a été retirée en faveur du contre-projet indirect
adopté par le parlement l’année précédente.
– Suite au second refus d’entrer en matière du Conseil national, le projet de ratification
des protocoles de mise en œuvre de la Convention alpine a été définitivement liquidé.
– Contre l’avis du Conseil fédéral, le parlement a renouvelé le Fonds suisse pour le
paysage pour une durée de dix ans.

Population et travail:
– La population résidente permanente de la Suisse a franchi la barre des 7.8 millions de
personnes à la fin de l'année sous revue.
– Le nombre de chômeurs est demeuré relativement élevé, atteignant 3.9 pourcent en
moyenne.
– Le salaire nominal a progressé de 0.8 pourcent, alors que les salaires réels sont
demeurés pratiquement inchangés.
– Plusieurs nouvelles conventions collectives de travail – à Swissport et Dnata, ISS
Aviation, Swiss, CFF et à Lidl – ont été conclues.

Santé, assistance sociale, sport:
– Le Conseil national a adopté des mesures pour inclure des connaissances de
médecines complémentaires dans la formation du personnel médical.
– La chambre basse a accepté diverses propositions (voir aussi la) afin de lancer une
campagne de formation continue et de formation de base dans le domaine des soins.
– Le Conseil fédéral a mis en consultation une nouvelle loi sur l’alcool.
– La Confédération, les cantons, les communes et les villes se sont rencontrés en
novembre dans le cadre d’une première conférence nationale sur la pauvreté.
– Le Conseil national et le Conseil des Etats ont débattu du message relatif à la loi sur
l’encouragement au sport.

Assurances sociales:
– Le Conseil national a refusé les mesures relatives aux prestations de la 11e révision de
l‘AVS.
– Le parlement (Conseil d'états, Conseil national) a traité le premier paquet de mesures
de la 6e révision de l’AI.
– Les chambres ont approuvé les révisions de la LPP concernant le financement des
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institutions de prévoyance de droit public et la réforme des structures de la prévoyance
professionnelle.
– Le peuple a rejeté l’adaptation du taux minimal de conversion des rentes LPP.
– Le Conseil national a refusé la révision de la LAMal comportant des mesures visant à
contenir la croissance des coûts mais il a traité celle relative au Managed Care.
– La chambre basse a renvoyé au Conseil fédéral le projet de modification de la loi sur
l’assurance accident.
– Le parlement et le peuple ont approuvé la 4e révision de la loi sur l’assurance
chômage.

Groupes sociaux:
– Le peuple et les cantons ont approuvé l’initiative populaire pour le renvoi des
criminels étrangers; le contre-projet du parlement a par contre été rejeté.
– Les chambres ont adopté une loi sur la coordination entre la procédure d’asile et la
procédure d’extradition.
– Un comité issu des milieux chrétiens-conservateurs a lancé une initiative populaire
pour la suppression du remboursement des coûts de l’avortement du catalogue de
prestations de l’assurance maladie obligatoire.
– Les chambres ont décidé une prolongation des aides financières en faveur de
l’accueil extrafamilial et extrascolaire des enfants.
– Le Conseil fédéral a soumis au parlement une révision totale de la loi sur les activités
de jeunesse.

Enseignement et recherche:
– La Suisse a signé un accord sur la formation avec l’UE.
– La Romandie et le Tessin ont adopté un plan d’études commun pour l’école
obligatoire.
– Lors de la session d’automne, la chambre haute a adopté une nouvelle loi fédérale sur
l’aide aux universités et la coordination dans le domaine des hautes écoles.
– L’Union nationale des étudiants de Suisse a lancé une initiative populaire en faveur
d’une unification nationale et d’une hausse générale des bourses d’études.
– Lors de la votation populaire du 7 mars, un nouvel article constitutionnel concernant
la recherche sur l’être humain a été approuvé par 77.2 pourcent des voix.

Culture, langues, églises:
– Le DFI a lancé une procédure d’audition concernant le message sur la culture.
– Après les délibérations du Conseil des Etats, le projet de loi fédérale sur la
réglementation du prix du livre est allé en procédure d’élimination des divergences.
– L’ordonnance d’application de la loi sur les langues est entrée en vigueur le 1er juillet.
– La Conférence des évêques suisses a renforcé son engagement dans la lutte contre
les abus sexuels au sein de l’Eglise catholique.
– Le résultat du vote sur l’initiative anti-minarets a débouché sur un intense débat
politique au sujet du rôle de l’Islam en Suisse.

Médias:
– Lors de la révision de la loi sur la Poste, le parlement a décidé de maintenir l’aide
indirecte à la presse; le Conseil fédéral s’est par ailleurs vu confier l’examen
d’alternatives à celle-ci.
– Autant en Suisse alémanique qu’en Suisse romande, la concentration du marché de la
presse s’est poursuivie à travers des changements importants de propriétaire au sein
des maisons d’édition de Basler Zeitung Medien, de Tamedia, de NZZ et de Rhône
Media SA.
– La SSR a fait face à son cinquième déficit successif, parvenant toutefois à réaliser les
parties les plus importantes de son projet de convergence.
– L’accord MEDIA entre la Suisse et l’UE est entré en vigueur. Il assouplit les
prescriptions publicitaires pour les télévisions publiques et privées. Le Conseil fédéral
a créé un groupe de travail chargé d’élaborer une stratégie de cyber-défense et a
adopté un programme de prévention «protection de la jeunesse face aux médias et
compétences médiatiques».
– Le Seco a lancé le projet pilote Suisse-ID visant à améliorer la sécurité de la
transmission électronique de données.
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Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Eine Woche nach der Ersatzwahl nahm der Bundesrat die Departementszuteilung zum
Anlass für eine mittlere Rochade: Der für 2003 zum Bundespräsidenten gewählte Pascal
Couchepin (fdp) wechselte vom Volkswirtschaftsdepartement in das EDI, der bisherige
EDA-Vorsteher Joseph Deiss übernahm das Volkswirtschaftsdepartement und die neu
gewählte Micheline Calmy-Rey wurde zur neuen Aussenministerin. Die FDP hatte
bereits im Vorfeld dieser Verteilung ihren Anspruch auf das EDI wegen der auch
finanzpolitisch wichtigen Reformen im Gesundheits- und Sozialversicherungsbereich
angemeldet. 1

AUTRE
DATE: 12.12.2002
HANS HIRTER

Am Abend des Wahlsonntags überraschte der Präsident der SVP, Ueli Maurer, die
Präsidenten der anderen Parteien vor laufender Fernsehkamera mit der ultimativ
vorgetragenen Forderung, dass bei der Gesamterneuerungswahl vom Dezember
Christoph Blocher anstelle einer der bisherigen CVP-Vertreter in den Bundesrat zu
wählen sei, ansonsten die SVP aus der Regierung austreten werde. Wie sich in letzterem
Fall der amtierende Bundesrat der SVP, Samuel Schmid, verhalten würde, blieb offen.
Die SVP-Fraktionsführung und später auch die Fraktion und eine
Delegiertenversammlung sanktionierten dieses in kleinem Kreis vorbereitete Vorgehen
Maurers erst im Nachhinein, aber ohne wesentliche Opposition. Die rasch
verstummende parteiinterne Kritik monierte, dass die üblichen Prozeduren bei der
Kandidatennomination missachtet würden, und dass ein so wichtiger Entscheid wie ein
Regierungsaustritt nur von einer Delegiertenversammlung oder einer Urabstimmung
gefällt werden könne.

Die beiden anderen bürgerlichen Regierungsparteien reagierten unterschiedlich. Die
FDP kritisierte zwar das aggressive Vorgehen der SVP, sah aber keinen Grund, deren
Anspruch auf einen der beiden CVP-Sitze und die Kandidatur Blocher zu bekämpfen.
Die von der SVP anvisierte CVP erklärte hingegen, dass ihre Vertreter nicht zurücktreten
würden und die Partei sie dabei voll unterstützen werde. Auch ihre Bundesräte Deiss
und Metzler liessen nie Zweifel daran aufkommen, dass sie wieder kandidieren würden.
Obwohl es an der kompromisslosen Haltung der CVP auch parteiinterne Kritik gab,
welche befürchtete, dass nach dem neuerlichen Wahlsieg der SVP ein Beharren auf den
zwei Bundesratssitzen für die CVP kontraproduktiv wäre, hielt die CVP-Spitze bis zur
Bundesratswahl vom 10. Dezember an dieser Linie fest. In der Vorbereitung des Terrains
für die Bundesratswahl machte sich die CVP die Idee der SP zu Eigen, dass die SVP,
zumindest vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten
solle. Dabei griff sie die FDP auch inhaltlich an: Mit ihrer Unterstützung der Kandidatur
Blocher sei diese zum Anhängsel der SVP geworden und nicht mehr repräsentativ für
ihre gemässigt bürgerliche Wählerschaft. Diese werde einzig noch durch die CVP
vertreten, weshalb deren Anspruch auf zwei Sitze gerechtfertigt sei. Eine Woche vor der
Wahl beschloss die Fraktion, an der Wiederkandidatur sowohl von Deiss als auch von
Metzler festzuhalten. Zudem entschied sie, dass die zuerst antretende Metzler bei einer
Nichtwahl nicht gegen den nach ihr zu wählenden Deiss antreten dürfe.

Die Haltung der SP war nicht eindeutig und zudem stark von taktischen Interessen
geprägt. Im Sommer hatte Parteipräsidentin Brunner eine gewisse Bereitschaft
erkennen lassen, der SVP einen zweiten Regierungssitz zulasten der CVP einzuräumen.
Sie begründete diese von einem Teil der Linken als Tabubruch empfundene
Unterstützung der SVP nicht mit deren Wählerstärke, sondern mit dem Verhalten der
CVP, welche zu weit nach rechts gerückt sei. Indirekt gab sie damit der CVP zu
verstehen, dass eine SP-Unterstützung für die Verteidigung ihrer beiden
Regierungssitze nicht gratis zu haben sei. In der Phase der Wahlvorbereitungen
konkretisierte die SP-Spitze diesen Preis und verlangte von der CVP Zusicherungen, in
konkreten sozial-, wirtschafts- und finanzpolitischen Fragen die SP-Positionen
mitzutragen. Derartige Vorstösse wurden auch von den Grünen gemacht, welche aber
rasch zur Erkenntnis kamen, dass die Positionen der CVP und der GP zu weit
voneinander entfernt sind, um eine tragfähige Mitte-Links-Regierung zu bilden.
Rechnerisch wäre eine derartige Koalition möglich gewesen, verfügte doch die Linke
mit der CVP über eine knappe Mehrheit von 125:121 Stimmen in der
Bundesversammlung. Obwohl die CVP der SP keine inhaltlichen Zugeständnisse machte,
beschloss die SP-Fraktion eine Woche vor der Wahl, die beiden Kandidierenden der
CVP zu unterstützen. Nach den Nationalratswahlen war von Brunner auch die von der
CVP dankbar aufgenommene Idee ins Spiel gebracht worden, dass die SVP, zumindest

AUTRE
DATE: 04.12.2003
HANS HIRTER
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vorläufig, den durch die Demission Villigers freiwerdenden FDP-Sitz erhalten könnte. 2

In der von der Öffentlichkeit mit grosser Spannung erwarteten Wahl vom 10. Dezember
setzte sich die SVP gegen die von der SP und der GP unterstützte CVP durch. Nachdem
die amtsältesten Leuenberger und Couchepin mit guten Resultaten wiedergewählt
worden waren, musste Ruth Metzler gegen Christoph Blocher antreten. Da 1999 die
Wahl von Metzler vor derjenigen von Deiss stattgefunden hatte, galt sie als Amtsältere
und musste demnach zuerst antreten. Nach einem Patt (116:116) im ersten Wahlgang und
einem leichten Vorsprung für Blocher im zweiten (119:117), setzte sich dieser im dritten
Wahlgang mit 121:116 bei einem absoluten Mehr von 119 Stimmen (vier waren ungültig,
fünf leer) durch. Bei der anschliessenden Wahl von Deiss, welcher von CVP-
Fraktionschef Cina (VS) noch einmal ausdrücklich als einziger CVP-Kandidat für diesen
Wahlgang empfohlen wurde, stimmten die SVP und eine Mehrheit der FDP für Metzler,
welche 96 Stimmen erhielt. Deiss schaffte aber mit 138 Stimmen das absolute Mehr von
121 Stimmen im ersten Wahlgang problemlos. Nachdem anschliessend Schmid und
Calmy-Rey im ersten Wahlgang wiedergewählt worden waren, schritt der Rat zur
Neubesetzung des Sitzes von Villiger. Bereits im ersten Wahlgang lag Merz mit 115
Stimmen klar vor Beerli (83). Im zweiten Wahlgang wurde er mit 127 bei einem absoluten
Mehr von 120 gewählt; Beerli war auf 96 Stimmen gekommen. Der 61jährige Hans-
Rudolf Merz vertrat seit 1997 den Kanton Appenzell Ausserrhoden im Ständerat.
Politisch gilt der Volkswirtschafter als Rechtsfreisinniger mit starkem Engagement für
Fragen der Finanzpolitik und der Finanzmärkte. 3

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 10.12.2003
HANS HIRTER

Während sich die Wirtschaft über das Wahlergebnis freute, reagierte die Linke, und
dabei insbesondere ihre weiblichen Vertreterinnen mit Empörung. Nicht nur zog der
von ihnen kategorisch als nicht wählbar erklärte Blocher in die Landesregierung ein,
sondern durch den Sieg von Merz über die von der Linken unterstützte Beerli wurde die
Vertretung der wirtschaftsnahen Rechten im Bundesrat noch zusätzlich verstärkt. Dazu
kam, dass mit der Nichtwiederwahl Metzlers und der Niederlage von Beerli die
Frauenvertretung in der Regierung auf Calmy-Rey zusammenschrumpfte. Daran waren
allerdings die SP-Parlamentarierinnen nicht ganz unschuldig, hatten sie doch nach
eigener Aussage bei der Besetzung des CVP-Sitzes für den ihnen politisch näher
stehenden Deiss und nicht für Metzler gestimmt. Unzufrieden mit dem Wahlausgang
waren aber auch die Frauen der CVP und der FDP. Am Abend nach der Wahl fand in
Bern eine erste Protestdemonstration statt, welche am folgenden Samstag in grösserem
Rahmen mit rund 12'000 Teilnehmenden wiederholt wurde. 4

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.12.2003
HANS HIRTER

Mit einer parlamentarischen Initiative beantragte der Solothurner SVP-Nationalrat
Wobmann, mit der Veröffentlichung der namentlichen Abstimmungsresultate im
Bundesrat vollständige Transparenz über das Verhalten der Regierungsmitglieder zu
schaffen. Auslöser für diesen Vorstoss war die Aussage von Bundesrat Deiss gewesen,
dass der Bundesrat sich einstimmig zugunsten des Schengen/Dublin-Abkommens mit
der EU ausgesprochen habe, dies aber gemäss Bundesrat Blocher nicht der Fall
gewesen sei. Die SPK-NR beschloss, dem Plenum die Ablehnung dieser Initiative zu
beantragen. 5

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 17.06.2005
HANS HIRTER

Zur allgemeinen Überraschung kündigte Bundesrat Joseph Deiss (cvp) am 27. April
seinen Rücktritt auf Ende Juli an. Der 60jährige hatte der Landesregierung während
sieben Jahren angehört, zuerst als Aussenminister, dann als Vorsteher des EVD. Die
erfolgreich verlaufene Volksabstimmung über den UNO-Beitritt sowie die Aushandlung
der bilateralen Verträge mit der EU wurden als grösste politische Leistungen des
engagierten, aber wenig spektakulären Freiburgers gewürdigt. Deiss verhehlte nicht,
dass er als pragmatischer Konsenspolitiker Mühe hatte mit der seit der Wahl von
Christoph Blocher zum Bundesrat rauher gewordenen Gangart in der Regierung und mit
dem selbstbezogenen Verhalten einzelner ihrer Mitglieder. Für die in der Junisession
vorzunehmende Ersatzwahl galten in den Medien sofort die CVP-Präsidentin und
Nationalrätin Doris Leuthard (AG) sowie der CVP-Fraktionschef und Ständerat Urs
Schwaller (FR) als Favoriten. 6

DÉBAT PUBLIC
DATE: 27.04.2006
HANS HIRTER
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Der Anspruch der CVP auf den Bundesratssitz war unbestritten. Fast ebenso klar war,
dass der zweisprachige Deiss, der im Parlament in der Regel Französisch gesprochen
hatte, durch eine Person aus der Deutschschweiz ersetzt werden würde, da die
Romandie immer noch zwei Sitze innehatte. Bis die Kronfavoritin Leuthard ihren
Entscheid getroffen hatte, wagte niemand aus der CVP, öffentlich ein Interesse an einer
Kandidatur anzumelden. Einige der in den Medien gehandelten Politikerinnen und
Politiker erklärten, nicht zur Verfügung zu stehen, so etwa die Regierungsräte Engler
(GR), Chassot (FR) und Cina (VS). Am 9. Mai gab die 43jährige Juristin Doris Leuthard
ihre Kandidatur bekannt. Keine Überraschung war, dass die CVP-Aargau sie
anschliessend einstimmig als Kandidatin bei der Fraktion anmeldete und dass keine
anderen Bewerbungen eingingen. Die Fraktion nominierte sie einstimmig als einzige
Kandidatin. Abgesehen von den Grünen, für welche die Kandidatin zu wenig weit links
stand, sagten alle anderen Fraktionen Leuthard ihre Unterstützung zu. Die Vereinigte
Bundesversammlung wählte sie am 14. Juni mit 133 Stimmen im ersten Wahlgang bei
einem absoluten Mehr von 118; 29 resp. 28 Stimmen entfielen auf die CVP-
Politikerinnen Simoneschi (TI) und Meier-Schatz (SG), weitere elf auf Ständerat Schmid
(cvp, AI). Da kein amtierender Bundesrat Wünsche nach einem Departementswechsel
anmeldete, übernahm Leuthard von ihrem Vorgänger das
Volkswirtschaftsdepartement. 7

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 14.06.2006
HANS HIRTER

Politique étrangère

Politique étrangère

Suite aux déclarations du Secrétaire général de l’ONU qualifiant la guerre en Irak
d’« illégale », le président de la Confédération Joseph Deiss a critiqué cette guerre. Ce
dernier a affirmé que l’invasion américaine aurait nécessité une deuxième résolution
du Conseil de sécurité de l’ONU. C’est pour cette raison que la Suisse s’est tenue au
principe de la neutralité. 8

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 18.09.2004
ELIE BURGOS

Relations avec l'UE

Une première évaluation de l’application du paquet d’accords bilatéraux I a été
présentée par les ministres des affaires étrangères et de l’économie. Le Bureau de
l’intégration s’est basé sur des données statistiques existantes, ainsi que sur des
sondages effectués auprès des milieux concernés, pour livrer une première évaluation
de la situation. Cet office a souligné qu’étant donné l’insuffisance d’informations, un
bilan définitif était difficile à tirer. Joseph Deiss a estimé que les principales craintes
des opposants à ces accords s’étaient révélées infondées : d’une part, les camions
n’avaient pas déferlé sur les Alpes, d’autre part, aucune vague incontrôlé de migrants
ne s’était abattue sur la Suisse. En matière de libre circulation des personnes, aucun
problème majeur ne semble être apparu. Le quota de permis de séjour de longue durée
a été épuisé après 10 mois. Cet intérêt pour ce document était toutefois prévisible.
Ceux de courte durée n’ont, en revanche, pas été épuisés. Les principaux demandeurs
ont été les cantons touristiques comme les Grisons ou le Valais. En matière de
transport routier, malgré la baisse du nombre de poids lourds traversant les Alpes, le
tonnage de marchandises transportées a augmenté. Ce phénomène a notamment été
attribué au relèvement de la limite de poids des camions à 34 tonnes et à l’introduction
de la Redevance poids lourds liée aux prestations (RPLP). Micheline Calmy-Rey a
rappelé que l’élargissement de l’UE impliquerait la négociation d’un protocole
additionnel à l’accord sur la libre circulation des personnes et qu’un tel complément
serait soumis au référendum facultatif. Elle a mis en garde contre un éventuel refus de
l’extension de l’accord par le peuple, la clause guillotine du premier paquet d’accords
bilatéraux prévoyant la dénonciation de tous les contrats en cas de rejet d’un seul
d’entre eux. 9

RAPPORT
DATE: 27.05.2003
ROMAIN CLIVAZ
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Relations avec des organisations internationales

Lors de la Conférence ministérielle de l’OMC qui s’est tenue en septembre à Cancun
(Mexique), aucun accord n’a pu être trouvé. Il semble peu probable que le cycle de
Doha puisse se conclure dans le délai initialement prévu (1er janvier 2005). Le conseiller
fédéral Joseph Deiss l’a regretté et a souligné la nécessité de poursuivre les
changements structurels de l’agriculture suisse. Dans ce domaine, le ministre de
l’agriculture s’est félicité de la formation du G10 regroupant les pays favorable à la
multifonctionnalité de l’agriculture. Il a également relevé que la poursuite de
l’ouverture des marchés était nécessaire pour assurer la croissance économique. 10

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 16.09.2003
ROMAIN CLIVAZ

Relations avec d'autres Etats

Le ministre de l’économie Joseph Deiss, s’est rendu trois jours au Brésil pour une visite
officielle. Dans le cadre de cette mission économique, il a notamment rencontrés le
président Luiz Inàcio Lula da Silva. Il a également saisi l’occasion, à quelques jours de
l’ouverture du sommet de l’OMC de Cancun, pour s’entretenir avec le ministre brésilien
de l’agriculture. Le ministre de l’économie a également dirigé de nombreuses missions
économiques durant l’année sous revue. 11

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.12.2003
ROMAIN CLIVAZ

Président de la Confédération durant l’année 2004, Joseph Deiss a effectué de
nombreux voyages à l’étranger. Il s’est tout d’abord rendu en Irlande, où il s’est
entretenu avec le premier ministre irlandais Bertie Ahern au sujet des Bilatérales II. Au
mois de mars, il a effectué une visite officielle de quatre jours en Thaïlande afin
d’intensifier les relations économiques entre les deux pays. Il y a rencontré le premier
ministre thaïlandais, de même que le roi Bhumibol Adulaydej. Suite aux attentats
terroristes du 11 mars, le Président de la Confédération s'est rendu à Madrid pour
assister aux cérémonies officielles en hommage aux victimes. À la mi-mai, Joseph Deiss
a effectué un voyage à Paris en compagnie du conseiller fédéral Pascal Couchepin.
Outre la participation à la réunion ministérielle annuelle de l’OCDE, Joseph Deiss a
rencontré le Ministre d'Etat, Ministre de l'économie, des finances et de l'industrie
français Nicolas Sarkozy en marge de ce sommet. Ils se sont notamment entretenus sur
la question des Accords bilatéraux II. Suite à l’accord politique dans les négociations
bilatérales II, une délégation du Conseil fédéral composée Joseph Deiss, Micheline
Calmy-Rey et Hans-Rudolf Merz, a été reçue à Bruxelles par la Commission européenne
au grand complet et par la vice-premier ministre de la République d’Irlande, Mary
Harney, en sa qualité de représentante de la présidence du Conseil de l’UE. Le chef du
DFE s’est ensuite rendu aux Pays-Bas à la fin du mois de mai. Après avoir visité la Cour
pénale internationale de La Haye, Joseph Deiss a partagé un dîner de travail avec le
premier ministre néerlandais et a finalement assisté à une réception donnée en
l’honneur de la reine Beatrix. Récemment entrée dans l’UE, la Slovénie a reçu une visite
éclair du Président de la Confédération à la fin juin. Les discussions avec le président
slovène ont porté, entre autres, sur les bilatérales bis. Fin juillet, c’est en Autriche que
le président de la Confédération s’est rendu, afin de rencontrer son homologue
autrichien Heinz Fischer. C’est dans l’optique de resserrer les liens économiques et de
relancer les investissements japonais que Joseph Deiss a effectué une visite de quatre
jours au Japon au mois d’octobre. Outre le premier ministre japonais Junichiro
Koizumi, il a rencontré le couple impérial, honneur rare pour un chef d’Etat. À la fin de
l’année, il a encore effectué une visite en République tchèque, accompagné d’une forte
délégation économique. Il a enchaîné une semaine plus tard par une visite au Mexique
(six mois après la visite officielle du président Vicente Fox en Suisse), également
accompagné d’une importante délégation des milieux d’affaires. Fin décembre, Joseph
Deiss s’est rendu au Burkina Faso pour le dixième Sommet de la Francophonie. 12

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.01.2004
ELIE BURGOS

Le Président de la Confédération Joseph Deiss a rencontré le premier ministre turc
Recep Tayyip Erdogan durant le WEF de Davos à la fin janvier. La rencontre visait à
normaliser les relations entre les deux pays après la reconnaissance par le Grand
Conseil vaudois, puis par le Conseil national en décembre dernier, du génocide
arménien de 1915. La discussion devait également permettre de fixer une nouvelle date
pour la visite de la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey, dont celle prévue fin 2003
avait été annulée par la Turquie. 13

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 26.01.2004
ELIE BURGOS
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Le président estonien Arnold Rüütel a effectué une visite officielle en Suisse au mois
de mai, à l’invitation du président de la Confédération Joseph Deiss. Il a également
rencontré la cheffe du DFAE, la conseillère fédérale Micheline Calmy-Rey. Les
entretiens ont porté essentiellement sur l’intégration européenne, notamment les
Bilatérales II, ainsi que sur les relations bilatérales entre l’Estonie et la Suisse. Rüütel est
le premier président d’un nouveau pays membre de l’UE à effectuer une visite en
Suisse. 14

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 22.05.2004
ELIE BURGOS

Fin février, l’un des deux contrôleurs aériens de Skyguide mis en cause dans la
catastrophe aérienne d’Überlingen (D) en 2002 a été assassiné à son domicile de
Kloten. Le meurtrier, un russe qui a perdu sa femme, son fils et sa fille dans la collision,
a été arrêté très vite. À la fin mars, les parents des victimes du crash aérien ont envoyé
une lettre ouverte au Président de la Confédération Joseph Deiss, dans laquelle il était
reproché à la Confédération et à la société Skyguide leur manque de compassion et leur
tentative de retarder l’enquête judiciaire et les procédures de compensations
financières. Le rapport d’enquête, plusieurs fois repoussé, a finalement été publié.
Celui-ci a confirmé la responsabilité du contrôle aérien suisse, mais a également
déclaré l’équipage de l’appareil russe coresponsable de la catastrophe. Au mois de mai,
le Conseil fédéral et la société Skyguide ont présenté, pour la première fois et
séparément, leurs excuses. Le président de la Confédération, Joseph Deiss, a écrit au
président russe Vladimir Poutine pour demander pardon aux familles des victimes. Le
président russe a déclaré début juin que la Russie avait accepté « à leur juste valeur »
les excuses exprimées par le Conseil fédéral. 15

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 09.06.2004
ELIE BURGOS

Le vice-premier ministre chinois Zeng Peiyan a été reçu par le président de la
Confédération Joseph Deiss et par le conseiller fédéral Moritz Leuenberger au début du
mois de juin. Les discussions ont porté en particulier sur la protection de la propriété
intellectuelle et la coopération économique au développement. La question des droits
de l’homme en Chine a également été abordée. Le ministre chinois du tourisme, qui
accompagnait le vice-premier ministre, a signé un protocole d’entente sur le
tourisme. 16

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 16.06.2004
ELIE BURGOS

À l’invitation du Conseil fédéral, le président polonais Alexander Kwasniewski a
effectué une visite officielle de deux jours en Suisse au mois de septembre. Les
relations bilatérales et des questions en lien avec l’Eurt été au centre des discussions
avec le Président de la Confédération Joseph Deiss. 17

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 17.09.2004
ELIE BURGOS

Joseph Deiss a reçu ses homologues autrichien et allemand à Saint-Gall à la mi-
novembre. Les trois pays ont ainsi renouvelé la tradition du « sommet trilatéral ». 18

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 22.11.2004
ELIE BURGOS

Dans le cadre d’une visite de cinq jours en Indonésie et à Singapour, afin d’intensifier
les relations commerciales entre la Suisse et ces deux pays, le conseiller fédéral Joseph
Deiss a visité la région de Banda Aceh, dévastée par le tsunami. Il s’est ensuite rendu à
Budapest, où il a rencontré le ministre hongrois de l'économie et des transports et le
ministre en charge du développement régional. Les discussions ont principalement
porté sur la promotion de la coopération entre la Suisse et la Hongrie. Répondant à une
invitation chinoise formulée en 2004, le chef du DFE s’est rendu en Chine au mois de
juillet, pour une visite d’une semaine. À la tête d’une forte délégation économique, le
conseiller fédéral a notamment rencontré à Pékin le vice-premier ministre Zeng Peiyan
et le ministre du commerce Bo Xilai. Dans le cadre de l’accord de libre-échange
envisagé avec les Etats-Unis, Joseph Deiss s’est ensuite rendu à Washington, où il a
mené des discussions sur la question avec Robert Portman, le négociateur commercial
américain. Ankara a annulé au mois d’août le voyage de Joseph Deiss, prétextant un
problème d’agenda. Des tensions étaient notamment survenues suite à des divergences
de vues entre les deux pays sur la question du génocide arménien. En fin d’année,
Joseph Deiss a effectué plusieurs visites à l’étranger, dont une en Libye, première d’un
conseiller fédéral dans ce pays nord-africain. Il s’est également rendu à Moscou, où il a
rencontré le ministre russe du développement et celui des finances. Le chef du DFE a
terminé l’année par une visite en Italie, auprès du le ministre italien du commerce et de

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.01.2005
ELIE BURGOS
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l'industrie, une en Bulgarie et une dernière en Algérie. 19

Joseph Deiss a reçu le ministre japonais de l’agriculture à Berne au mois de janvier,
dans le cadre des discussions à l’OMC. 20

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 14.01.2005
ELIE BURGOS

Le conseiller fédéral Joseph Deiss a rencontré le ministre du commerce et de
l’industrie Kamal Nath, et celui des finances Palaniappan Chidambaram, lors d’une
visite de cinq jours en Inde au mois de janvier. Il était accompagné, lors de ce voyage,
par une douzaine de représentants de l’économie. Le chef du DFE a rencontré son
homologue polonais Piotr Wozniak à Varsovie, lors d’une visite en Pologne au début du
mois de mars. L’engagement de la Suisse en faveur de la Pologne dans le cadre de la
contribution suisse à la cohésion à l’UE a été au centre des discussions. En avril, Joseph
Deiss s’est rendu en Arabie Saoudite, où il a signé un accord sur la protection des
investissements dans les deux pays. Il s’est ensuite envolé pour le Koweït, où il a
successivement été reçu par l’émir, le prince héritier et le premier ministre. Lors d’une
visite de travail en Autriche au début du mois de mai, le conseiller fédéral s’est
entretenu avec le ministre autrichien de l’économie et du travail, Martin Bartenstein,
ainsi qu’avec celui de l’agriculture, des forêts et de l’environnement, Josef Pröll. Les
discussions ont notamment porté sur les rapports économiques entre la Suisse et
l’Autriche, leur politique de croissance et leur coopération dans la lutte contre la grippe
aviaire. 21

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 01.01.2006
ELIE BURGOS

Politique économique extérieure

Lors de la présentation des nouvelles orientations de la politique extérieure, le Conseil
fédéral a confirmé les intérêts que la Suisse portait à la conclusion d’un accord de
libre-échange avec les Etats-Unis, deuxième partenaire commercial de la
Confédération. Le gouvernement a d’ailleurs mis à l’examen l’opportunité d’un tel
accord auprès du Secrétariat d’Etat à l’économie (Seco). Au début du mois de juin, le
Conseil fédéral a chargé le DFE d’entamer des discussions exploratoires avec les Etats-
Unis. Après avoir reçu le feu vert de ces derniers pour entamer des discussions, le
conseiller fédéral Joseph Deiss s’est rendu à Washington durant deux jours, à la mi-
juillet, pour analyser la possibilité d’ouvrir des négociations sur un tel accord. L’Union
suisse des paysans (USP), inquiète des colossales capacités d’exportation des
Américains, n’a pas tardé à réagir, et a menacé de lancer le référendum, dans le cas où
un accord de libre-échange serait conclu. Les Etats-Unis ont toutefois déclaré, peu de
temps après la visite de Joseph Deiss, qu’ils doutaient de l’intérêt d’un tel accord. Au
point mort jusqu’en fin d’année, les négociations devraient toutefois reprendre début
2006. George W. Bush, le président américain, a en effet déclaré en fin d’année que la
Suisse faisait partie des pays (avec l’Egypte, la Corée du Sud et la Malaisie) avec lesquels
il entendait passer rapidement un accord de libre-échange. 22

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 25.11.2005
ELIE BURGOS

Durant l’année sous revue, le parlement a examiné le projet de révision de la loi
fédérale sur l’Assurance suisse contre les risques à l’exportation (ASRE) que lui avait
soumis le Conseil fédéral en 2004. En tant que premier conseil, le Conseil national a
entamé un long débat sur l’opportunité d’entrer en matière sur cet objet. Une minorité
Gysin (ps, BS) a proposé de ne pas entrer en matière, arguant que, bien qu’elle n’était
pas opposée à une garantie de l’Etat contre les risques à l’exportation, elle refusait
toutefois de l’étendre aux risques de l’acheteur privé. Réfutant ce point de vue, les
partis bourgeois ont fait valoir qu’il s’agissait au contraire de garantir des emplois, et
notamment de permettre à l’industrie d’exportation de lutter à armes égales avec la
concurrence étrangère. Le conseiller fédéral Joseph Deiss n’a pas manqué de soulever,
à ce titre, que la Suisse était le seul pays dont la garantie contre les risques à
l’exportation ne couvrait pas, ou seulement en partie, les risques de l’acheteur privé.
Par 126 voix contre 16, les députés ont voté l’entrée en matière. Dans l’intérêt de
l’industrie d’exportation, la plupart des socialistes et des Verts ont également voté
l’entrée en matière, en plaidant toutefois en faveur d’un durcissement des critères dès
lors qu’il s’agirait de couvrir les risques à l’exportation d’un acheteur privé ayant conclu
des affaires à risques. Plusieurs propositions de minorité, émanant de députés
socialistes et écologistes, ont toutes été rejetées. Parmi elles, celle du conseiller
national Hans-Jürg Fehr (ps, SH), qui visait à exclure toute assurance en cas de livraison

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 16.12.2005
ELIE BURGOS
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d’armes et de tout autre matériel de guerre, et celle de Ruth Genner (pe, ZH), qui
proposait que le représentant d’une ONG travaillant dans le domaine de
l’environnement, des droits de l’homme ou de la politique du développement ait droit à
un siège au conseil d’administration de l’assurance. La proposition du Conseil fédéral
d’adopter une formulation potestative pour l’institution de l’organe consultatif a été
rejetée par 94 voix contre 64. Au vote sur l’ensemble, le projet a été adopté par 131 voix
contre 15.

Au Conseil des Etats, l’entrée en matière n’a fait l’objet d’aucun débat, les députés
étant convaincus de la nécessité d’étendre la garantie de l’Etat aux risques de
l’acheteur privé. Contrairement au Conseil national, la chambre haute a renoncé à la
disposition qui prévoyait de gérer de manière séparée les risques des débiteurs publics
et privés. Elle a cependant inscrit dans la loi que l’Assurance suisse contre les risques à
l’exportation devait percevoir des primes proportionnées au risque. Le plénum a rejeté,
par 25 voix contre 9, une proposition Berset (ps, FR) qui visait à exclure toute assurance
si l’opération risquait de nuire sérieusement à l’image de la Suisse. Le Conseil des Etats
a suivi, sans débat, le Conseil national sur la question de la couverture d’assurance
proposée par le gouvernement. Celle-ci s’élève, tant pour les débiteurs publics que
privés, au plus à 95% du montant assuré. En ce qui concerne la composition du conseil
d’administration, la chambre haute a été plus précise que le Conseil fédéral: elle a en
effet proposé qu’y siègent des spécialistes des secteurs de l’assurance, de l’industrie
d’exportation et de la politique du développement.

Au cours de la procédure d’élimination des divergences, le Conseil national a confirmé
qu’il souhaitait la coexistence de deux assurances distinctes, l’une pour les débiteurs
publics et l’autre pour les débiteurs privés. Ce dernier, qui avait ajouté en première
lecture une disposition visant à ce que le Conseil fédéral veille à une représentation
équilibrée des deux sexes au sein du conseil d’administration – disposition que le
Conseil des Etats avait refusé –, a décidé de maintenir celle-ci par 91 voix contre 61. Le
plénum a ainsi suivi l’avis de la majorité de sa commission, contre une minorité
emmenée par le député zurichois Hans Kaufmann (udc). De son côté, le Conseil des
Etats a maintenu sa décision en faveur de la mise en place d’une seule assurance.
Concernant la représentation équilibrée des deux sexes au conseil d’administration, il a
également confirmé sa première décision sans discussion. Au niveau du conseil
d’administration, la majorité de la commission a proposé de maintenir la disposition
prévoyant une représentation appropriée d’experts au sein de celui-ci. Une minorité
emmenée par le démocrate du centre Hannes Germann (SH) proposait que ce dernier
soit non seulement composé d’experts, mais également de partenaires sociaux, comme
le souhaitait le Conseil national. Carlo Schmid (pdc, AI) voulait, quant à lui, revenir à la
proposition du gouvernement, qui prévoyait de laisser à ce dernier le soin de définir la
composition du conseil d’administration. Le Conseil des Etats a finalement suivi cette
dernière proposition, par 22 voix contre 18, maintenant sur ce point une divergence
avec le Conseil national.

La chambre du peuple a finalement suivi le Conseil des Etats en optant pour une seule
assurance. Elle a toutefois précisé que celle-ci devrait se composer de deux
communautés de risques distinctes – l’une pour les débiteurs publics et l’autre pour les
débiteurs privés –, qui ne connaîtraient pas de compensation mutuelle. En ce qui
concerne la représentation équilibrée des femmes au sein du conseil d’administration,
le Conseil national a suivi la décision du Conseil des Etats (et de la majorité de la
commission), qui ne voulait pas d’un tel ajout dans la loi. Il s’est en outre tenu à sa
volonté d’y voir les partenaires sociaux équitablement représentés. Le Conseil des Etats
a malgré tout refusé, à l’unanimité, l’idée d’une division en deux communautés de
risques, considérant que les risques à l’exportation constituaient un tout indissociable.
Quant à la seconde divergence, une minorité de la commission emmenée par le député
socialiste Alain Berset (FR) a proposé de suivre le Conseil national et de prendre en
considération les partenaires sociaux de manière appropriée lors de la mise en place du
conseil d’administration. Le Conseil des Etats l’a suivie par 19 voix contre 17.

La Conférence de conciliation a soumis une proposition de compromis aux deux
conseils, afin de venir à bout de la divergence qui subsistait. Celle-ci prévoyait que
l’assurance soit compétente en matière de risques publics ou privés et qu’elle travaille
de manière à s’autofinancer, que les risques des débiteurs publics et privés soient
gérés de manière séparée (présentation des comptes dans des rubriques distinctes), et
que les risques puissent temporairement faire l’objet d’une compensation entre les
différentes rubriques. Au vote final, le Conseil des Etats a approuvé cette proposition à
l’unanimité. Au Conseil national, elle a également été nettement approuvée (156 voix
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contre 26), seuls les écologistes et quelques députés UDC l’ayant refusée. 23

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Trafic aérien

En parallèle de cette restructuration, Swiss a demandé à l'aéroport de Zurich-Kloten
(Unique) et Skyguide, ainsi qu’à la Confédération de la soutenir. En réponse, le Conseil
fédéral a opposé une fin de non-recevoir aux exigences formulées par Swiss: pas de
baisse des impôts sur le carburants, pas de baisse des taxes d’aéroport, pas de rabais
chez Skyguide, pas d’injection d’argent public et pas de garantie financière pour
l’obtention de crédits. Le gouvernement a par contre institué un comité intitulé
"Conditions cadres Swiss" composé de Moritz Leuenberger, Kaspar Villiger et Joseph
Deiss. Celui-ci jugera de la nécessité d'agir pour la Confédération et évaluera les
conditions cadres, ainsi que les éventuelles mesures de surveillance. Lors de
l'assemblée générale, les 860 actionnaires de Swiss, représentant 84,3% des droits de
vote, ont approuvé la demande de la compagnie de réduire de la valeur nominale de
l'action de CHF 50 à CHF 32. Cette mesure avait été proposée pour que les fonds
propres ne dépassent pas la barre de la moitié du capital-actions. 24

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 09.05.2003
PHILIPPE BERCLAZ

Aménagement du territoire et logement

Aménagement du territoire

Nachdem sich Anfang Jahr die Proteste gegen die umstrittene Umzonung in Galmiz (FR)
und die Ansiedelung einer grossen Produktionsstätte eines Biotechnologiekonzerns
gemehrt hatten und sich auch ein „Komitee pro Galmiz“ gebildet hatte, kam Bundesrat
Deiss mit dem Freiburger Volkswirtschaftsdirektor Pittet und dessen Waadtländer
Kollegin Maurer zu einem Informationsaustausch zusammen. Am Gespräch nahmen
auch zwei Vertreter des interessierten Konzerns teil.
Siehe auch die Antworten des Bundesrats auf die Fragen Teuscher (gp, BE) (Fragestunde
05.5021), Bühlmann (gp, LU) (05.5026), Leuenberger (gp, GE) (05.5028), Cuche (gp, NE)
(05.5029) und Recordon (gp, GE) (05.5030) sowie auf eine Interpellation der grünen
Fraktion (Ip. 04.3729). 25

DÉBAT PUBLIC
DATE: 04.04.2005
MAGDALENA BERNATH

2005 war es zu Protesten gegen eine umstrittene Umzonung in Galmiz (FR) im
Zusammenhang mit der möglichen Ansiedelung einer Produktionsstätte des
Biotechnologiekonzerns Amgen gekommen. Im Januar gab das Unternehmen bekannt,
es habe sich für einen Standort in Irland entschieden. Wirtschaftsminister Deiss
wertete dies als einen bedauerlichen Misserfolg für den Wirtschaftsstandort Schweiz.
Die Landschaftsschützer zeigten sich hingegen überzeugt, dass sich ihre Opposition
positiv auf die Raumplanung und die Standortförderung auswirken würde. Das
„Aktionskomitee Galmiz – Ja zur Raumplanung Schweiz“ verlangte in einem neuen
Raumplanungsgesetz eine schärfere Trennung von Bau- und Nichtbauland und eine
Verbesserung der Kompetenzordnung zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden.
Forster (fdp, SG) zog ihre Motion (Mo.04.3723) zurück, welche verlangt hatte, dass der
Bund bei der Planung und Projektierung von Grossvorhaben frühzeitig anzuhören sei.
Der Bundesrat hatte auf die geplante Totalrevision des Raumplanungsgesetzes
hingewiesen. 26

DÉBAT PUBLIC
DATE: 13.05.2006
MAGDALENA BERNATH
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Politique sociale

Population et travail

Relations collectives du travail

Im Nationalrat stellte Gutzwiller (fdp, ZH) den Ordnungsantrag, das Zusatzprotokoll und
die flankierenden Massnahmen in einem Genehmigungsbeschluss zusammenzufassen.
Der Stimmbürger könne doch nicht über die Erweiterung der Personenfreizügigkeit auf
die neuen EU-Staaten entscheiden, ohne zu wissen, mit welchen Massnahmen
Lohndumping bekämpft werde. Mit 120 zu 46 Stimmen stimmte der Rat diesem Antrag
zu. In der Detailberatung übernahm der Rat mehrheitlich die Beschlüsse des
Ständerates. Mit 75 zu 57 Stimmen folgte der Nationalrat insbesondere einem Antrag
Bührer (fdp, SH) und damit Bundes- und Ständerat und beschränkte die Meldepflichten
für die Arbeitgeber gegenüber den zuständigen Kontrollbehörden auf die Identität, die
Tätigkeit und den Arbeitsort der in die Schweiz entsandten Arbeitnehmer. Die
Kommission hatte auch die Löhne und die Arbeitszeiten in die Meldepflicht
einbeziehen wollen. Eine Minderheit Kaufmann (svp, ZH) beantragte, auf die Anstellung
von Inspektoren zu verzichten, die rund CHF 20 Mio. pro Jahr kosten; es sei an den in
den tripartiten Kommissionen vertretenen Sozialpartnern, diese Kontrollen zu
übernehmen. Bundespräsident Deiss konterte, wenn man Kontrollen wolle, so müsse
man auch die notwendigen Mittel zur Verfügung stellen. Der Antrag Kaufmann wurde
mit 124 zu 47 Stimmen abgelehnt. Gegen einen Antrag Germann (svp, SH), der
Festhalten an den getrennten Vorlagen beantragte, da sonst die Möglichkeit entfalle,
frei entscheiden zu können zwischen Ausdehnung der Personenfreizügigkeit mit oder
ohne flankierende Massnahmen, stimmte der Ständerat in der Differenzbereinigung der
Zusammenfügung mit 27 zu 7 Stimmen zu, worauf die Vorlage von beiden Kammern
definitiv verabschiedet werden konnte. 27

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.12.2004
MARIANNE BENTELI

Partis, associations et groupes d'intérêt

Partis

Grands partis

An ihrem Parteitag in Baar (ZG) verabschiedeten die CVP-Delegierten ein 3-Punkte-
Programm, das eine Halbierung der bürokratischen Lasten für Bürger und Wirtschaft
forderte. Volkswirtschaftsminister Joseph Deiss stellte ein Massnahmenpaket zur
administrativen Entlastung der KMU bei den Sozialversicherungen, den Lohnausweisen
und den Steuererklärungen in Aussicht. 28

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 17.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Drei Wochen vor den Wahlen sprach sich Parteipräsident Philipp Stähelin an einem
ausserordentlichen CVP-Parteitag in Basel mit Nachdruck für starke Mitteparteien und
die Beibehaltung der Konkordanz aus und rechtfertigte damit den zweiten
Bundesratssitz der CVP. Die beiden CVP-Bundesratsmitglieder skizzierten die aus ihrer
Sicht wichtigsten Herausforderungen der kommenden Legislatur: Rentenalter,
Konsolidierung der bilateralen Beziehungen mit der EU, Prioritätensetzung bei den
staatlichen Ausgaben, mehr Wettbewerb und Marktöffnung sowie echte Familienpolitik,
das heisst steuerliche Entlastung der Familien. Die CVP wolle am Rentenalter 65
festhalten; um die Renten zu finanzieren, sollten die Kinder früher eingeschult werden
und junge Erwachsene somit früher die Berufstätigkeit aufnehmen. Praktisch
diskussionslos hiessen die Delegierten schliesslich einen 34 Punkte umfassenden
„Wahlvertrag der CVP mit dem Schweizervolk“ gut. 29

ÉLECTIONS
DATE: 29.09.2003
MAGDALENA BERNATH

Obschon die CVP einen aufwändigen Wahlkampf betrieben hatte, musste sie 7
Nationalratsmandate abgeben; besonders hoch waren die Verluste in ihren
traditionellen Stammlanden. Als erste Reaktion auf die Wahlniederlage stellte CVP-
Präsident Philipp Stähelin sein Amt zur Verfügung; die Parteileitung sprach ihm jedoch
das Vertrauen aus. Sie schloss den Rückzug eines ihrer Bundesratsmitglieder zugunsten
von Christoph Blocher (svp, ZH), den SVP-Präsident Ueli Maurer am Wahlabend
gefordert hatte, aus; für die Regierungsbildung stehe die Handlungsfähigkeit des
künftigen Bundesrates im Vordergrund. Dieser Entscheid stiess parteiintern nicht auf
einhellige Zustimmung; so erklärte der ehemalige CVP-Präsident, Ständerat Carlo

AUTRE
DATE: 31.12.2003
MAGDALENA BERNATH
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Schmid (AI), man käme um einen Bundesrat Blocher nicht mehr herum. Ende Oktober
entschied die CVP-Fraktion mit 33:5 Stimmen, mit beiden Bundesratsmitgliedern zur
Wiederwahl anzutreten und der Vereinigten Bundesversammlung damit die
Entscheidung über die künftige Regierungszusammensetzung zu überlassen. Gemäss
Fraktionschef Jean-Michel Cina (VS) anerkenne die CVP den Anspruch der SVP auf
einen zweiten Bundesratssitz. Ihrer Meinung nach solle die SVP jedoch den Sitz des
zurücktretenden FDP-Bundesrats Kaspar Villiger einnehmen; mit drei Sitzen im
Bundesrat und mit der Bundeskanzlerin sei der gemäss Cina neu formierte Rechtsblock
von SVP und FDP angemessen vertreten. Dieses Vorgehen stiess bei einigen CVP-
Kantonalparteien wie jener von Luzern auf Kritik, weil diese auf die Zusammenarbeit mit
der FDP angewiesen sind. Am 10. Dezember bestätigte das Parlament nicht CVP-
Bundesrätin Ruth Metzler, sondern wählte Christoph Blocher (svp, ZH) in die
Regierung. Die Parteileitung der CVP wies jegliche Mitschuld an der Abwahl ihres
Regierungsmitglieds von sich und erklärte, die CVP wolle ihr Glück in einer „Politik der
radikalen Mitte“ suchen und sich programmatisch erneuern. Die Fraktion werde Ende
Januar 2004 in Klausur gehen und im Frühling einen „Grundsatzparteitag“
durchführen. 30

An der ersten Delegiertenversammlung der CVP im neuen Jahr verteidigte der noch bis
Februar amtierende Parteipräsident Philipp Stähelin das Vorgehen der Fraktion bei der
Bundesratswahl. Die Unzufriedenheit über dieses von der Parteileitung nicht eigens
traktandierte Thema war offensichtlich. Gemäss der früheren Luzerner Nationalrätin
Judith Stamm sei nicht klar, wie das Wahlgeschäft wirklich verlaufen sei, es hätte
Möglichkeiten für einen anderen Ausgang gegeben. Mit 159:79 Stimmen lehnten die
Christlichdemokraten gegen das Votum von Bundesrat Joseph Deiss den
Gegenvorschlag zur Avanti-Vorlage ab, beschlossen mit 174:24 Stimmen die Nein-Parole
zur Verwahrungsinitiative und empfahlen mit 125:22 Stimmen die Mietrechtsrevision
zur Annahme. 31

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 12.01.2004
MAGDALENA BERNATH

Auf der Delegiertenversammlung der CVP im Januar in Näfels (GL) stellten Bundesrat
Joseph Deiss und Parteipräsidentin Doris Leuthard die Resolution „Mehr Innovation für
Markterfolg und Wachstum“ vor. Zu den konkreten Vorschlägen der Resolution zählen
die Senkung und Vereinheitlichung des Einschulungsalters, die Förderung von
Tagesschulen und die Einführung von Blockzeiten. Unter Innovation soll vor allem eine
gezielte Förderung ganz bestimmter Wirtschaftsbereiche verstanden werden,
namentlich die Medizintechnologie, die Nanotechnologie und Materialforschung sowie
Finanz- und Kommunikationswissenschaften und Informatik. Die Delegierten nahmen
die Resolution einstimmig an. Daneben fassten sie mit 202:7 Stimmen die Nein-Parole
zur linken Kosa-Initiative und unterstützen ohne Gegenstimme den Bildungsartikel. 32

PRISE DE POSITION ET MOTS D’ORDRE
DATE: 16.01.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Anfang Juni wurde Parteipräsidentin Doris Leuthard (AG) einstimmig zur einzigen
Kandidaten der CVP für die Nachfolge von Joseph Deiss im Bundesrat nominiert und am
14. Juni von der Vereinigten Bundesversammlung gewählt. Übergangsweise übernahmen
Bruno Frick (SZ) und Dominique de Buman (FR) die Leitung der Partei. 33

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 15.06.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

1) NLZ, 7.12.02; Presse vom 12.12.02.
2) Bund, 21.10.03; TA, 23.10.03; Presse vom 3.12.03 (Fraktion). Zur CVP-internen Kritik siehe auch NLZ, 6.11.03 (Gernet), NZZ,
7.11.03 (Hartmann) und AZ, 4.12.03 (Carlo Schmid). Zu den Hintergründen des Entscheids der CVP-Spitze siehe auch SoZ,
28.12.03.; Presse vom 20.10. und 21.10.03 (Ankündigung Maurers); TA, 21.10.03 (Fraktionsführung); Presse vom 25.10.03
(Fraktion); Bund, 22.10.03 und TA, 23.10. und 24.11.03 (Kritik); Presse vom 1.12.03 (DV). Zur Vorbereitung der SVP-
Ankündigung siehe LT, 22.10.03 und Blick, 24.10.03.; Presse vom 21.10., 24.10. und 3.12.03.; SGT, 25.6. und 1.7.03; Blick, Bund
und TA, 31.10.03 (Forderungen an die CVP); TA, 22.10.03 (FDP-Sitz); Blick und TA, 30.10.03 (CVP); BZ, 8.11.03 (GP); NZZ,
3.12.03 (SP-Fraktion).
3) AB NR, 2003, S. 2146 ff.; Presse vom 11.12.03.
4) Presse vom 11.12. und 15.12.03 (Reaktionen und Demonstrationen); NZZ, 11.12.03 (CVP- und FDP-Frauen); TA, 12.12.03
(Economiesuisse-Direktor Ramsauer).
5) NZZ, 26.11.05.
6) Presse vom 28.4. und 29.4.06; AZ, 1.5.06 (Deiss an CVP-DV). Siehe auch Lit. „Hug (Hg.) (2006). Joseph Deiss und die
Schweiz.“
7) AB NR, 2006, S. 1161 ff.; Presse vom 15.6.06.; Presse vom 1.5.-9.5.06; Presse vom 10.5.06 (Entscheid Leuthard); NZZ und TA,
13.5.06 (CVP-AG); NF, 17.5.06 (keine anderen Kandidaturen); Presse vom 7.6.06 (CVP-Fraktion); NZZ, 8.6.06 (andere
Fraktionen).; Presse vom 17.6.06.
8) NZZ, 18.9.04.
9) Communiqué de presse du Bureau de l’intégration DFAE/DFE du 27.5.03.
10) Presse du 16.9.03.
11) Presse du 8 au 10.9.03.
12) Presse du 17.2, du 18.3 et du 25.3.04; NF, 8.5.04 et communiqué de presse du DFE du 15.5.04; presse des 20 et 21.5 et
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des 25-26.5.04; presse du 22.6, du 26.7, des 13 et 14.10, du 2.11 et du 12.11.04; LT, 26.11.04.
13) Presse des 21.1 et 26.1.04.
14) Express, 19.5.04; NZZ, 22.5.04.
15) Presse du 26.2.04; LT, 30.3.04; Lib., 21.5 et 9.6.04. Cf.
16) Presse des 15.6 et 16.6.04.
17) NZZ, 18.8.04; presse du 15.9 au 17.9.04.
18) Presse du 20.11 au 22.11.04.
19) 24h, 5.4.05; NZZ, 30.4.05; Lib., 12.7.05; LT, 22.7.05; Lib., 6.8.05; LT, 19.8.05; 24h, 18.10.05; NZZ, 26.10.05; communiqué
de presse du DFE, 21.10.05; NZZ, 2.12.05.
20) NZZ, 14.1.05.
21) Lib. et NZZ, 24.1.06; LT, 3.3.06; QJ, 4.4.06; LT et NZZ, 9.5.06.
22) Lib., 13.1.05; LT, 24.3 et 11.6.05; Lib., 15.7.05 et NZZ, 20.7.05; Bund et TG, 21.7.05; QJ, 25.11.05.; BO CE, 2005, Annexes II,
p. 130 s.
23) BO CN, 2005, p. 243 ss., 310 ss., 1301 ss., 1617 ss., 1826 s. et 2000; BO CE, 2005, p. 475 ss., 811 ss., 1045 ss., 1121 s. et 1220;
FF, 2005, p. 6987 ss.
24) Presse du 31.3 (injonctions de Swiss), 26.3 (action), 28.4 (crédits), 30.4 (crédits), 1.5 (CF, fin de non-recevoir) et 7.5.03
(assemblée); Exp., 22.3.03; DETEC, communiqué de presse, 9.5.03.
25) NZZ, 2.3.05; BZ, 4.3.05. Proteste: BZ, 21.1., 23.3. und 21.12.05; NZZ, 22.1., 17.2., 4.4. und 14.4.05. Komitee pro Galmiz: BZ,
28.1., 3.2. und 5.2.05; NZZ, 3.2.05; AB NR, 2005, S. 162 ff. und Beilagen I, S. 434 ff.
26) BZ, 24.-25.1.06; TA, 25.1.06; Presse vom 27.3.06. zu den einzelnen Verfahrensschritten in der Raumplanung siehe auch
NZZ, 13.5.06;  AB SR, 2006, S. 169 f.
27) AB NR, 2004, S. 1974 ff.; AB NR, 2004, S. 2004 ff.; AB NR, 2004, S. 2033; AB NR, 2004, S. 2192 f.; AB SR, 2004, S. 886
28) Presse vom 16.6.03; NZZ, 17.6.03.
29) Presse vom 29.9.03.
30) Presse vom 20.-21.10., 30.-31.10. und 11.12.03; siehe auch oben, Teil I, 1c (Regierung).
31) Presse vom 10.1. und 12.1.04. 
32) Presse vom 16.1.06.
33) Presse vom 15.6.06.
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